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Schwerpunkt

Schwangerschaft  
und Geburt
Ein ferner Traum 
Indien hat das Millenniumsziel zur Reduktion 
der Müttersterblichkeit nicht erreicht und muss 
mehr tun, um das entsprechende Nachhaltig-
keitsentwicklungsziel zu verwirklichen, 
schreibt die Soziologin Ipsita Sapra. � Seite 21

Familie planen 
Familienplanung erfordert Aufklärung und 
Zugang zu Verhütungsmitteln. Beides fehlt in 
Entwicklungländern, kritisiert Renate Bähr von 
der Deutschen Stiftung Weltbevölkerung. Wie 
die Wahl  der Verhütungsmethoden erweitert 
werden kann, zeigt ein Projekt von HEPS-
Uganda, das die Mitarbeiter Eric Wakabi und 
Joan Esther Kilande vorstellen.� Seiten 23, 26

Schwangere Teenager 
Zu den Gründen von Teenagerschwangerschaf-
ten gehören mangelndes Wissen und schlechte 
reproduktionsmedizinische Dienste, wie Ange-
lina Diesch und Moses Ntenga von Joy for 
Children Uganda zeigen. Religion und Traditi-
onen stehen der Aufklärung im Weg, etwa in 
Nigeria. Die Situation dort beschreibt die Jour-
nalistin Damilola Oyedele.� Seiten 27, 29

Gefahr für Mutter und Kind 
Weibliche Genitalverstümmelung führt häufig 
zu schweren Komplikationen bei Schwanger-
schaft und Geburt, die Mutter und Kind gefähr-
den. Idah Nabateregga von Terre des Femmes 
fordert Aufklärung über die Risiken. � Seite 31

Anonymität schafft Probleme  
Da Leihmutterschaft in Deutschland verboten 
ist, suchen manche Paare im Ausland eine 
Leihmutter – etwa in der Ukraine, in Kenia oder 
Kalifornien.  Die Wissenschaftlerin Anika König 
erläutert im Interview, warum Illegalität für 
Leihmütter Rechtlosigkeit bedeutet.� Seite 32

Traditionen in Mittelamerika 
El Salvador hat eins der strengsten Abtrei-
bungsgesetze der Welt.  Eine Filmemacherin 
hat die Debatte um dessen Änderung mit ihrer 
eigenen Geschichte befeuert, wie E+Z/D+C-
Redakteurin Katja Dombrowski berichtet. Die 
Rolle traditioneller Geburtshelferinnen in Gua-
temala beschreibt die Beraterin Barbara Küh-
len.� Seiten 33, 35

Titel: Mädchen mit schwangerer Frau.  

Foto: Desarmaux/picture-alliance/Godong
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Die Millenniumsentwicklungsziele (MDGs) zu Mütter- und Kindergesundheit 
wurden deutlich verfehlt. Dieses „unfi nished business“ wurde in den Nachhal-
tigkeitsentwicklungszielen (SDG 3 und 5) der Agenda 2030 wieder aufgegriff en. 

Die Gründe für das Nichterreichen der MDG-Ziele zur Mütter- und Kin-
dergesundheit sind vielfältig: Ein Aspekt ist, dass in vielen Ländern mit hohen 
Sterblichkeitsraten zwar Fortschritte gemacht wurden, diese aber nicht allen 
Bevölkerungsgruppen zugutekamen. Arme und benachteiligte Gruppen, und 
unter ihnen vor allem Frauen und Mädchen, wurden zurückgelassen. Eine 
weitere Ursache ist die fehlende oder sehr lückenhafte Datengrundlage zu Ge-
sundheitsaspekten wie Geburten und Todesfälle. Das erschwert eine eff ektive 
Gesundheits-und Entwicklungspolitik. 

Besonders verheerend in vielen Ländern südlich der Sahara sind Schwan-
gerschaften junger Mädchen. Laut WHO sind Komplikationen in Folge von 
Schwangerschaft und Geburt die weltweit zweithäufi gste Todesursache von 
Mädchen im Alter zwischen 15 und 19 Jahren. Oft sind die Schwangeren und 
Mütter sogar noch jünger. Teenagerschwangerschaften sind hauptsächlich den 
gesellschaftlichen Gegebenheiten geschuldet. Die Mädchen kommen aus armen 
Verhältnissen und haben einen geringen Bildungsstand. Daher fehlt ihnen auch 
eine umfassende Sexualerziehung, und sie wissen gar nicht, wie sie schwanger 
werden und wie sie es verhindern können. Hinzu kommt, dass Mädchen oft, 
selbst wenn sie wollten, nicht verhüten können, weil sie keinen Zugang zu Ver-
hütungsmitteln haben. 

Die Probleme sind weltweit durch MDGs und Agenda 2030 bestens be-
kannt und benannt. Die Lösungen erschließen sich aus den identifi zierten Hür-
den für Mütter- und Kindergesundheit. Allein an der Umsetzung hapert es in 
vielen Ländern. 

Was muss also passieren? Mädchen und Frauen werden oft nicht oder nur 
unzureichend sexuell aufgeklärt und haben nicht das Recht, frei über ihren Kör-
per und ihr Leben zu entscheiden und darüber, wann und wie viele Kinder sie 
haben wollen. Hier müssen gesellschaftliche Veränderungsprozesse ansetzen. 
Sexualerziehung sollte im Schulunterricht, in Gesundheits- und Gemeindeein-
richtungen und idealerweise auch im Elternhaus erfolgen, dann würden viele 
ungewollte Schwangerschaften vermieden und die weibliche Gleichstellung 
 vorangebracht werden. 

Regierungen aller Länder sind gefordert, bessere Daten vor allem ge-
schlechterspezifi sch für Frauen und Mädchen zu sammeln, zum Beispiel, um 
verlässliche Zahlen zu erhalten, wie viele Mädchen die Schule aufgrund von 
Frühverheiratung, Teenagerschwangerschaft oder sexueller Gewalt vorzeitig 
verlassen oder wie viele Mädchen unter 15 Jahren Mütter werden. Eine Voraus-
setzung dafür ist der Aufb au ziviler Registrierungssysteme, die Erhebung von 
Bevölkerungsstatistiken und Geburtenregistrierung.

Neben Datenerhebung geht es aber auch um weitere elementare Staats-
dienstleistungen. Länder brauchen eine fl ächendeckende Gesundheitsver-
sorgung und kundiges Personal, um Mütter- und Neugeborenengesundheit 
gewährleisten zu können. Gesellschaftliche und strukturelle Hürden müssen ab-
gebaut werden, so dass Frauen und Mädchen ihre sexuellen und reproduktiven 
Rechte wahrnehmen können. Und dann geht es häufi g neben der Sexualauf-
klärung bereits junger Menschen auch ganz einfach um die Bereitstellung von 
Verhütungsmitteln. Dies 
betriff t hauptsächlich arme 
und benachteiligte Bevöl-
kerungsgruppen. Bei ihnen 
müssen alle Maßnahmen 
zuerst ansetzen.

EDItorIAl

Unerledigte Aufgabe

Veränderung unterstützen
Der theoretische Überbau für die Technische 
Zusammenarbeit (TZ) hat sich seit seinen 
Anfängen stark gewandelt: Heute steht die 
Aneignung der Beratung durch die Partnerländer, 
also deren „Ownership“, im Vordergrund. Cédric 
Kotitschke und Alexandre Martinez  von 
AMBERO Consulting fordern daher eine 
stärkere Ausrichtung der TZ auf die Beglei-
tung von Veränderungsprozessen. sEItE 18

Reformen im Königreich?
Vergangenes Jahr verkündete König Salman von 
Saudi-Arabien mit der „Vision 2030“ ein 
umfassendes Reformprogramm. Ziel ist es, die 
saudische Wirtschaft auf eine Zukunft ohne Öl 
vorzubereiten. Ob das reibungsfrei gelingt, darf 
bezweifelt werden, schreibt der Ökonom und 
Autor Nassir Djafari.  sEItE 15

Debatte
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Eltern ermächtigen
Ohne fördernde Fürsorge im frühen Kindesalter 
können sich Kinder schlechter entwickeln und 
haben lebenslang Nachteile. Um soziale Gleich-
stellung zu erreichen, ist eine entscheidende 
Strategie, das Entwicklungspotenzial von Kin-
dern maximal auszureizen. Die Wissenschaftle-
rin Susan Walker stellt zwei Maßnahmen dafür 
vor, die in der Karibik entwickelt und evaluiert 
wurden.  sEItE 16

sABInE BAlk

ist redakteurin von E+Z 

Entwicklung und Zusammenarbeit / 

D+C Development and Cooperation.

euz.editor@fs-medien.de

https://www.dandc.eu/de/contributors/Sabine-Balk


Eine weltwärts-Freiwillige aus 

Nicaragua in der Kindertagesstätte 

Mehlhausen des Deutschen Roten 

Kreuzes in Bielefeld.

Sommer Special – weltwärts
Junge Leute sind neugierig, wissbegierig und Treiber künftiger Entwicklungen. Daran 
setzt das weltwärts-Programm an und gibt jungen Leuten seit 2008 die Möglichkeit zum 
partnerschaftlichen Austausch in fremden Ländern. Junge Deutsche können in Projekten 
in Partnerländern mitarbeiten. Seit 2013 können sich aber auch Jugendliche aus Afrika, 
Asien und Lateinamerika einen Eindruck von Deutschland verschaffen. Bislang haben 
über 800 junge Leute aus dem globalen Süden diese Chance genutzt. Weltwärts wurde 
vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ins 
Leben gerufen und wird von Engagement Global koordiniert. Rund 180 Entsendeorgani-
sationen führen weltwärts durch. Wer sich für einen Freiwilligendienst interessiert, kann 
sich direkt bei einer dieser Organisationen bewerben. E+Z/D+C-Mitarbeiterin Linda 
Engel hat mit weltwärts-Freiwilligen aus Entwicklungsländern gesprochen. In diesem 
Sommer-Special können Sie lesen, welche Erfahrungen die Freiwilligen in Deutschland 
gesammelt haben und welche Eindrücke sie in ihre Heimatländer mit zurücknehmen.
� http://www.weltwaerts.de
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Fuß fassen in neuer Umgebung

Lebogang Mokoena ist eine 25-jährige 
Journalistin aus Soweto, Südafrika. Seit 
September 2016 arbeitet sie ein Jahr als 
weltwärts-Freiwillige in Berlin im Kinder-
garten der Freien Waldorfschule Havelhöhe. 

Lebogang Mokoena im Interview  
mit Linda Engel

Was für eine Freiwilligenarbeit machen Sie 
in Deutschland?
Ich arbeite in einem Kindergarten, der auf 
der Waldorfpädagogik basiert. Diese wurde 
um 1920 von Rudolf Steiner entwickelt und 
fördert das soziale und kreative Lernen von 
Kindern. Ungefähr 70 Kinder zwischen ein-
einhalb und sechs Jahren besuchen die Ein-

richtung. Ich bin in einer von vier Gruppen 
tätig. Ich spiele mit den Kindern, räume auf, 
nehme an unterschiedlichen Aktivitäten teil 
und unterstütze die alltägliche Arbeit.

Kannten Sie das Waldorfkonzept, bevor Sie 
nach Deutschland gekommen sind, und 
was halten Sie davon?
Nein, das habe ich erst in Deutschland 
kennengelernt. Das Konzept gefällt mir 
sehr gut, aber ich glaube, dass es mehr als 
einen Weg gibt, um Kinder zu erziehen. 

Wie sieht ein typischer Arbeitstag aus?
Wir begrüßen die Kinder um 8 Uhr. Ich un-
terstütze sie dann in ihren unterschiedlichen 
Aktivitäten, wie Malen, Schneidern oder Bau-
en von unterschiedlichen Dingen. Anschlie-
ßend gibt es Frühstück, hauptsächlich mit 
biologischen und vegetarischen Lebensmit-
teln. Dies ist in einem Kindergarten wirklich 
neu für mich. Nach dem Essen spielen die 
Kinder ungefähr eine Stunde draußen – egal 
bei welchem Wetter, es kann regnen oder 
schneien. Es ist ein wichtiger Teil des Wal-
dorfkonzepts, viel draußen in der Natur zu 
sein. Anschließend gibt es Mittagessen und 
einen Mittagsschlaf. Viele Kinder werden be-
reits früh gegen halb drei abgeholt, aber wir 
haben auch ein Nachmittagsprogramm für 
Kinder, die bis 16 Uhr bleiben. 

Was glauben Sie, können südafrikanische 
Kindergärten von deutschen lernen und 
umgekehrt? 
Südafrikanische Kindergärten könnten mehr 
kostengünstige Methoden einsetzen. Drau-
ßen unterrichten oder die Verwendung na-
türlicher Materialien, wie Holz, Gras oder 
Blumen sind hierfür Beispiele. Vielleicht 
könnten deutsche Kindergärten lernen, wie 
man Kinder unterschiedlicher Herkunft in-
tegrieren und was man hierfür für pädago-
gische Methoden anwenden kann. Ich denke, 
ein kosmopolitisches Land wie Deutschland 
muss genau wie Südafrika anfangen, Integra-
tion zu denken. 

Wie haben Sie von dem Freiwilligenpro-
gramm gehört?

In Südafrika habe ich einen Bachelor in 
Kommunikationswissenschaften gemacht 
und gleichzeitig ehrenamtlich mit Kindern 
gearbeitet. Vier Jahre habe ich mich im 
Kliptown Youth Programme (KYP) und an-
deren Organisationen engagiert. Zunächst 
war ich in einem Nachmittagsprogramm 
nach der Schule tätig und habe Kindern mit 
ihren Hausaufgaben und ihren schulischen 
Problemen geholfen. Ich habe auch Eng-
lisch unterrichtet und beispielsweise ein 
Leseprojekt initiiert. Dabei bin ich vielen 
deutschen Freiwilligen begegnet und habe 
über die Möglichkeit erfahren, in Deutsch-
land als Freiwillige zu arbeiten. Bevor ich 
nach Deutschland kam, habe ich zunächst 
18 Monate Deutsch gelernt. 

Was konnten Sie bisher weitergeben?
Die Kinder interessieren sich sehr für die 
englische Sprache, aber ich glaube auch, 
dass ich einen positiven Einfluss habe, in-
dem ich mich einfach mit den Kindern be-
schäftige – auch wenn das etwas ist, was 
nicht direkt greifbar ist.

Was haben Sie in Ihrem Freiwilligenjahr er-
fahren?
Ich habe das Waldorfkonzept kennenge-
lernt, was ich vorher nicht kannte, und na-
türlich die Sprache. Ohne die Sprache fühlt 
man sich zunächst isoliert. Man muss in ei-
ner neuen Umgebung Fuß fassen. Aber ich 
lerne auch viel über Europa, nicht nur über 
Deutschland, die Menschen und ihre Kul-
tur. Ich habe mich auch mit Geschichte be-
schäftigt, der Beziehung von Afrika und an-
deren EU-Ländern und ihren Mentalitäten 
und Stereotypen gegenüber Afrikanern.

Was werden Sie mit nach Hause nehmen?
Die Sprache! Außerdem die unterschied-
lichen Lehrmethoden und natürlich das 
Waldorfkonzept, das international ist. Es 
gibt auch Waldorfkindergärten in Südafri-
ka, das wusste ich vorher nicht. Meine Kar-
riere als Journalistin ist ebenfalls wichtig 
für mich. Daher blogge ich während meines 
Aufenthaltes in Deutschland unter https://
myscriptedjourneymilesawayfromhome.
wordpress.com. Ich habe außerdem eine 
globalere Perspektive auf die Dinge bekom-
men.

Kontakt

lebomokoena99@gmail.com

Lebogang Mokoena

https://www.dandc.eu/de/contributors/lebogang-mokoena
https://www.dandc.eu/de/contributors/lebogang-mokoena
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Integration verstehen 

Subhadra Kaul aus Indien ist 24 Jahre  
alt und kam nach abgeschlossenem 
Soziologiestudium als weltwärts-Freiwillige 
nach Deutschland. Von Juni 2016 bis April 
2017 arbeitete sie für das Deutsche Rote 
Kreuz (DRK) in dem größten Flüchtlingsheim 
von Köln. Hier berichtet sie über ihre 
Erfahrungen. 

Von Subhadra Kaul

Es dauerte ziemlich lange, bis ich meine 
Rolle im Flüchtlingsheim fand. Ich arbei-
tete in einem Übergangslager mit ungefähr 
600 Menschen, hauptsächlich Familien, 
die darauf warteten, dass ihre Papiere ih-
ren bürokratischen Weg gehen. Für sie war 
es ein langer Prozess, der zwischen drei 
Monaten und zwei Jahren dauerte. Wäh-
rend dieser Zeit war das Flüchtlingsheim 
ihr Zuhause und ein Vorbereitungsort für 
ein neues Leben außerhalb des Heims.

Ich assistierte bei den alltäglichen 
Programmen. Es gab eine Betreuungsein-
richtung für Kinder zwischen drei und 12 
Jahren und einen Jugendraum für Kinder 
zwischen 12 und 18 Jahren. Die Kinder 
konnten Deutsch lernen, ihre Hausaufga-
ben machen und spielen. Es handelte sich 
um ein Integrationsprojekt auf kleinstem 
Raum, in dem die Kinder das deutsche Le-
ben kennenlernten. 

Mit der Zeit entwickelte ich eine 
enge Beziehung mit den neun bis 12 Jah-
re alten Mädchen. Ich bemerkte, wie sie 
rastlos wurden und sich in der Einrichtung 
fehl am Platz fühlten. Sie befanden sich in 
einem schwierigen Alter: Sie waren zu groß 
für die Tagesbetreuung, aber noch nicht 
alt genug für den Jugendraum. Auf dem 
einzigen Platz draußen hingen viele Män-
ner herum, die rauchten, redeten oder sich 
einfach die Beine vertraten.

Daher entschloss ich mich, das 
„Mädchen-Projekt“ zu beginnen, um die 
Mädchen an einem Ort zusammenzubrin-
gen, an dem sie unter sich sein konnten. 
Sie begeisterten sich sehr für Bollywood, 
sodass ich anfing, Bollywood-Tänze mit 
ihnen zu üben. Sie brauchten einige Zeit, 

um sich ans Tanzen zu gewöhnen. Als es 
soweit war, hat es großen Spaß gemacht, 
zu sehen, wie sie sich öffneten und von
einander lernten. Die kurdischen Mädchen 
zeigten mir auch Tanzschritte, die sie von 
zu Hause kannten.

Viele junge Frauen hatten gemischte 
Gefühle gegenüber Deutschland. Einige 
empfanden es als befreiend, dass sie den 
Hidschab nicht mehr in der Öffentlichkeit 
tragen mussten, andere entschieden sich, 
ihn weiter zu tragen. Die Tatsache, dass sie 
frei wählen dürfen, ist entscheidend und 
wichtiger als was die Frauen dann tatsäch-
lich machen. 

Zu Beginn fand ich es schwierig, 
Freunde zu finden. Aber irgendwann 
wurden meine Kollegen zu Freunden und 
eine wichtige Stütze für mich. Für die 
Flüchtlinge war es auch schwierig, einen 
regelmäßigen Kontakt mit Deutschen auf-
zubauen. Zu einer sozialen Gruppe zu ge-
hören, ist ein Grundbedürfnis für die mei-
sten Menschen. Ein Student, den ich traf, 
brachte einem syrischen Mann ehrenamt-
lich Deutsch bei. Später, als er nicht mehr 
genügend Zeit zum Unterrichten hatte, 
haben die zwei sich ab und zu getroffen 
und zusammen gekocht oder miteinander 
geredet. In meinen Augen ist das gelebte 
Integration. 

In Deutschland habe ich erfahren, 
wie Arbeit wertgeschätzt und respektiert 
wird. Die indische Gesellschaft ist gelinde 
ausgedrückt sehr vom Kastensystem be-
einflusst. Sie muss noch einen weiten Weg 
gehen, wenn es um die Wertschätzung von 
Arbeit geht, sei es zu Hause, zwischen Ehe-
partnern oder im Beruf. 

Seit Kanzlerin Angela Merkel die 
Grenzen 2015 öffnete, wurde die Integra-
tion der Flüchtlinge in Deutschland heiß 
debattiert. Aber Syriens Nachbarländer 
Türkei und Jordanien haben weit mehr 
Flüchtlinge aufgenommen als europäische 
Länder. Die Diskussionen über Flüchtlinge 
in Deutschland, bei denen es um Sicher-
heitsrisiken und die Aufnahmekapazität 
des Landes ging, hat viel mit der Politik 
Europas zu tun. Deutschlands Bevölke-

rung schrumpft, und viele glauben, dass es 
langfristig vom demographischen Zustrom 
profitieren könnte. 

Während eines Urlaubs in Dresden 
habe ich eine ausländerfeindliche Pegida-
Demonstration gesehen. Auf der Rückfahrt 
nach Köln fand ich es sehr ermutigend zu 
hören, dass es eine Solidaritätskundge-
bung mit Flüchtlingen gegeben hatte, auch 
als Gegengewicht gegen die rechtspopulis-
tische AfD. Köln hat ein starkes Bündnis 
„Köln gegen Rechts“. Ich bin froh, dass wir 
als Freiwillige in einer so bunten und herz-
lichen Stadt wie Köln leben und arbeiten 
konnten.

Kontakt

subhadrakaul101@gmail.com

Subhadra Kaul.

https://www.dandc.eu/de/contributors/Subhadra-Kaul
https://www.dandc.eu/de/contributors/Subhadra-Kaul
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„�Ich kann so viel Wissen  
über Afrika weitergeben“

Valerie Viban aus Kamerun ist 26 Jahre alt und 
hat Internationale Beziehungen studiert. Bevor 
er seinen einjährigen Freiwilligendienst im Juli 
2016 in Deutschland begann, arbeitete er in 
Teilzeit für eine kamerunische Partnerorgani-
sation von Brot für die Welt. 

Valerie Viban im Interview mit Linda Engel

Valerie, Sie arbeiten als Freiwilliger für die 
Stiftung Partnerschaft mit Afrika in Pots-
dam. Was macht die Stiftung? 
Sie initiiert Projekte zwischen Deutschland 
und unterschiedlichen afrikanischen Län-
dern und konzentriert sich dabei meist auf 
die Zivilbevölkerung. Wir versuchen, Wissen 
über afrikanische Länder in Deutschland zu 

vermitteln und umgekehrt. Die Stiftung för-
dert außerdem kulturelle Begegnungen.

Was arbeiten Sie in der Stiftung?
Innerhalb des Jahres habe ich mit unter-
schiedlichen afrikanischen Organisationen 
Kontakte geknüpft und an verschiedenen 
Projekten mitgearbeitet. Beispielsweise ar-
beiten wir an einem Austauschprogramm 
zwischen Schulen in Namibia und Potsdam. 
Ich habe auch die Aktivitäten zum Tag der 
Deutschen Einheit in Dresden im vergange-
nen Oktober unterstützt. Zusammen mit Dy-
namo Dresden haben wir das Thema afrika-
nische Fußballspieler in Europa aufgegriffen. 

Leider wurden die Feierlichkeiten zum Tag 
der Deutschen Einheit von fremdenfeind-
lichen Demonstrationen in Dresden über-
schattet. Wie haben Sie den Tag erlebt?
Ich war insgesamt für drei Tage in Dres-
den. Die ersten zwei Tage habe ich sehr ge-
nossen, aber der dritte Tag war wegen der 
Kundgebungen schrecklich. Während wir 
mit unserem Diversitäts-Chor auftraten, 
wurde ich sogar beleidigt. 

Sind Sie generell mit Rassismus konfron-
tiert worden?
Nein, insgesamt ging es mir hier sehr gut, 
und es war wahrscheinlich das unvergess-
lichste Jahr meines Lebens. Ich wohne in 
einer wunderbaren Gastfamilie in Potsdam, 
die ich mittlerweile als Teil meiner Familie 
betrachte. Außerdem habe ich tolle Kollegen, 
die mir bei Sprachschwierigkeiten zu Beginn 
halfen. Ich habe auch einige Vorurteile über 
Deutschland abgelegt. In Kamerun gelten 
Deutsche als streng, kalt und unfreundlich. 
Aber eigentlich brauchen Deutsche einfach 
nur länger, um Freundschaften zu schließen. 

Sie bezeichnen sich in den sozialen Medien 
selbst als Aktivist. Was heißt das?
Ich bin sozial engagiert und versuche mich 
für Dinge einzusetzen, die von der Gesell-
schaft vernachlässigt werden. Ich engagiere 

mich zum Beispiel dafür, die Qualität von Bil-
dung zu verbessern. Dabei spielt meine eige-
ne Geschichte eine wichtige Rolle. Ich bin in 
einem Dorf ohne fließendes Wasser und Elek-
trizität aufgewachsen. Aber mein Vater hat 
mir eine kleine Bibliothek gegeben, und ich 
fing bereits mit fünf Jahren an zu lesen. Nun 
versuche ich Lesen vor allem in ländlichen 
Gegenden Kameruns zu fördern. Zusammen 
mit anderen Leuten habe ich zudem Lobby-
arbeit betrieben, um kamerunische Mädchen 
aus Kuwait zu befreien. Tausende junger 
Mädchen gehen nach Kuwait in der Hoffnung 
auf  gute Arbeit. Sobald sie in Kuwait sind, 
werden sie gezwungen, als Haushaltshilfen 
zu arbeiten, und haben nicht die Mittel, wie-
der zurückzukommen. Wir wollten, dass die 
kamerunische Regierung tätig wird und diese 
Form von Menschenhandel verhindert. 

Was kann Ihre Gastorganisation von Ihnen 
lernen?
Ich kann so viel Wissen über Afrika weiterge-
ben und speziell über Kamerun. Die meisten 
meiner Kollegen waren noch nie in Afrika, 
und ich kann ihnen Informationen aus erster 
Hand geben. In meiner Freizeit habe ich auch 
bei einem Filmprojekt namens „Draufsicht“ 
mitgemacht. Wir haben Kurzfilme über ent-
wicklungspolitische Themen produziert und 
sind dafür nach Kamerun gereist. Einige der 
Filme sind schon auf YouTube abrufbar: ht-
tps://www.youtube.com/user/Draufsichtable.

Was werden Sie nach Ihrer Erfahrung in 
Deutschland mit nach Hause nehmen?
Ich denke, dass die deutsche Art, Workshops 
durchzuführen, praktischer ist. In Kamerun 
wird sehr viel mit Power Point gearbeitet. In 
Deutschland habe ich gelernt, Stellwände 
und Rollenspiele einzusetzen, und das werde 
ich in meine zukünftige Arbeit integrieren. 
Für mich persönlich habe ich viel zum The-
ma Zeitplanung gelernt. Mein Leben wird 
nun von einem kleinen Kalender gemanagt. 
Ich mag auch die direkte Kommunikation 
der Deutschen. Ich werde das Gleiche in 
Kamerun versuchen und auch anderen bei-
bringen, wenn sie möchten. Außerdem bin 
ich liberaler und toleranter geworden. Ins-
gesamt kann man natürlich nur die direkten 
Bekannten erreichen und nicht ein ganzes 
Land ändern.

Kontakt

valerieviban14@gmail.comValerie Viban

https://www.dandc.eu/de/contributors/Valerie-Viban
https://www.dandc.eu/de/contributors/Valerie-Viban
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Von jeder Kultur das Beste

Godwin Drofenu aus Togo ist 22 Jahre alt 
und arbeitet seit Januar 2017 in einer Wohn-
gruppe für Menschen mit geistiger Behin-
derung in der Stiftung Haus Lindenhof in 
Schwäbisch Gmünd. Zusammen mit sieben 
anderen internationalen Freiwilligen ist er in 
einer Wohngemeinschaft innerhalb der Stif-
tung untergebracht.

Von Godwin Drofenu 

Die Wohngruppe, in der ich arbeite, be-
steht aus 17 Menschen zwischen 46 und 
85 Jahren. Eigentlich waren es 18, aber ein 
Mitbewohner ist vergangene Woche ver-
storben. Damit habe ich nicht gerechnet, 
das war ein einschneidendes Erlebnis. Die 
Arbeit ist nicht einfach, aber ich habe ein 
tolles Team mit wunderbaren Kollegen 
und eine liebevolle Mentorin zur Unter-
stützung.

Das Wort „Stress“ kannte ich schon 
vorher, aber Stress richtig erlebt habe ich 
erst in Deutschland. Von den 17 Bewoh-
nern können nur fünf selbstständig ge-
hen, zwei gehen am Rollator, die anderen 
Bewohner sitzen im Rollstuhl und sind bei 
fast allem auf unsere Hilfe angewiesen. 
Das ist anstrengend, weil wir auch gegen 
die Zeit arbeiten. Im Frühdienst bereiten 
wir unsere Bewohner für die Werkstatt, 
den Förderbereich oder die Tagesbetreu-
ung vor. Wir waschen sie im Bett oder Bad, 
messen Blutdruck und Körpertemperatur 
und prüfen die Atmung. Anschließend be-
reiten wir das Frühstück vor. Deshalb ist es 
vor allem morgens häufig hektisch.

Am Anfang war es schwierig für 
mich, aber mittlerweile bekomme ich fast 
jeden Tag Lob. Eigentlich wollte ich mit 
kleinen Kindern arbeiten. Aber ich bin der 
Meinung, alle brauchen Hilfe. Egal wo ich 
eingesetzt werde, ich schaffe das. 

In dem Jahr als Freiwilliger habe ich 
viele Eigenschaften erworben, wie Team-
geist, Verantwortungsbewusstsein, aber 
auch Belastbarkeit. Ich hatte noch keine 
Erfahrung in der Arbeit mit Menschen mit 
geistiger Behinderung. Aber hier in der 
Stiftung Haus Lindenhof ist alles gut or-

ganisiert, und ich habe sehr viel gelernt. 
Gleichzeitig denke ich, dass ich den Kolle-
gen mit meiner fröhlichen Art und meinen 
Scherzen guttue. Oft gibt es für sie nur Ar-
beit, Arbeit, Arbeit.

Ich persönlich bin sehr offen und 
flexibel, weil ich denke, dass man das in 
einem fremden Land sein muss. Bereits 
am Flughafen in Deutschland habe ich 
deutsche Jungs kennengelernt. Insgesamt 
kenne ich mittlerweile viele Leute hier. Bei 
der Trägerorganisation Initiative Christen 
für Europa bin ich Gruppensprecher und 
habe ständig Kontakt mit den fast 50 inter-
nationalen Freiwilligen, die gerade hier im 
Land sind. Für einige Freiwillige ist die Ar-
beit sehr kompliziert. Ein Freiwilliger hat 
aufgehört, da er nicht damit klarkam, auch 
intime Pflegearbeiten zu verrichten, wie 
beispielsweise Windeln wechseln. 

Deutsch habe ich schon in Togo im 
Gymnasium und an der Universität gelernt, 
wo ich Germanistik studiert habe. Beim 
Abitur habe ich landesweit als Fünftbester 
in Deutsch abgeschlossen. In Togo habe ich 
bei der Organisation CHE (Cercle Humani-
taire pour Enfants) gearbeitet und Freiwilli-
ge aus europäischen Ländern betreut. CHE 
hat eine Partnerschaft mit der Initiative 
Christen für Europa. So bin ich zum ersten 
Mal nach Deutschland gekommen. 

Am Anfang hatte ich Heimweh, aber 
nicht lange, vielleicht einen Monat. Mir hat 
zu Beginn die Stimmung aus Togo gefehlt. 
Hier macht man nicht mal eben Kompli-
mente. Aber Deutschland ist nicht Togo, 
und jedes Volk hat seine eigene Kultur. Ich 
denke, die perfekte Kultur gibt es sowieso 
nicht. Ich nehme einen Teil von meiner 
und einen Teil der deutschen Kultur und 
mache so das Beste daraus. Mir gefällt es, 
dass die Deutschen auch an sich selbst 
denken. In Togo macht man vor allem, 
was der Chef sagt, und stellt seine eigenen 
Bedürfnisse zurück. Hier in Deutschland 
kann man auch eigene Initiativen einbrin-
gen und muss nicht alles schlucken. Was 
mich an Deutschland fasziniert, ist, dass 
alles gut organisiert ist, manchmal aber 
auch „überorganisiert“. 

Wenn ich nach Kpalimé, der fünft-
größten Stadt Togos, zurückkehre, würde 
ich gerne bei CHE weitermachen. Die Or-
ganisation ist auch eine Partnerorganisa-
tion von weltwärts. Ich würde gern weiter 
die Freiwilligen betreuen und ihre Einsät-
ze koordinieren. 

Ich bin sehr musikalisch und spiele 
Trompete in einer inklusiven Band, beste-
hend aus Menschen mit geistiger Behin-
derung und Mitarbeitern unserer Einrich-
tung. Vor ungefähr zwei Monaten habe ich 
den Bewohnern ein kleines Konzert mit 
meiner Trompete gegeben. Als die gelacht 
haben, war ich ebenfalls glücklich. Ich 
habe mich sehr gut und nützlich gefühlt. 

Kontakt

drofenugodwin@gmail.com

Godwin Drofenu (links)

https://www.dandc.eu/de/contributors/Godwin-Drofenu
https://www.dandc.eu/de/contributors/Godwin-Drofenu
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Mit viel Erfahrung  
und Motivation zurück 

Natalia Bezhanishvili (20) kommt aus Geor-
gien und arbeitet für den Verein Grüne Liga 
Berlin als Freiwillige. Sie unterstützt den 
IGA-Campus 2017, einen Ort des „grünen 
Lernens“ auf der Internationalen Gartenaus-
stellung in Berlin. 

Natalia Bezhanishvili im Interview  
mit Linda Engel

Warum haben Sie sich eine Umweltorganisa-
tion für Ihr Freiwilligenjahr ausgesucht? 
Während der ersten sechs Monate habe ich 
in einer anderen Organisation gearbeitet, 
die aber nicht auf Freiwillige eingestellt war. 
Daher habe ich mich entschlossen, meinen 
Arbeitsplatz zu wechseln, und meine Koor-
dinatorin um Hilfe gebeten. Ich habe mich 
für Grüne Liga Berlin entschieden, da sie mit 
dem IGA-Campus 2017 ein großes und sehr 
interessantes Projekt planten. In Georgien 
habe ich mich seit 2013 bei einer Umwelt-
organisation engagiert. Daher wollte ich im 
gleichen Bereich Erfahrungen im Ausland 
sammeln. Ich studiere Betriebswirtschaft, 
aber in meiner Freizeit klettere und wandere 
ich. Daher ist mir auch Umweltschutz sehr 
wichtig. Zusammen mit einem Freund habe 
ich ein Start-up-Unternehmen gegründet. Es 
ist ein Wanderverein, mit dem wir Touren im 
Kaukasus planen wollen. Eins der Ziele ist 
es, Menschen die Natur näherzubringen. Ich 
denke, dass Menschen, die die Natur und ihre 
Schönheit erleben, diese eher schützen. 

Was für Schwierigkeiten hatten Sie in 
Deutschland?
Wie gesagt, ich habe meine Organisation 
gewechselt, was überhaupt nicht einfach 
war. Glücklicherweise habe ich – trotz 
Sprachbarrieren – Unterstützung von vie-
len netten Menschen erfahren. Manchmal 
dachte ich, dass ich mit meinen Problemen 
allein wäre, aber es war hilfreich, mit an-
deren Freiwilligen zu sprechen. 13 Monate 
sind eine lange Zeit, und ich vermisse je-
den und alles in meiner Heimat. Aber ich 

mache all diese Dinge in der Hoffnung auf 
eine bessere Zukunft. Und ich denke, dass 
Schwierigkeiten Herausforderungen sind, 
die mir helfen, stärker zu werden.

Was nehmen Sie aus Ihrer Freiwilligenarbeit 
mit?
Ich erinnere mich daran, wie ich zum er-
sten Mal den Platz sah, an dem der IGA-
Campus heute steht. Er war vollkommen 
leer, und ich konnte mir nicht vorstellen, 
dass wir in wenigen Monaten so einen 
wunderschönen Garten mit Gebäuden 
errichten würden. Es ist eine tolle Erfah-
rung, mit einem professionellen Team zu 
arbeiten. Ich habe jetzt keine Angst mehr 
vor großen Projekten und werde auch or-
ganisierter sein, wenn ich in Zukunft an 
solchen Projekten arbeite. Ich habe viele 
Freiwillige aus unterschiedlichen Ländern 
kennengelernt und mit ihnen viel Zeit 
verbracht. Obwohl wir von verschiedenen 
Kontinenten kommen, sind wir eine große 
Familie geworden. Grenzen sind irrelevant 
beim Zusammensein mit Menschen. 

Gibt es etwas, was Georgien von Deutsch-
land lernen kann und umgekehrt?
Das ist ja der Grund, warum ich in Deutsch-
land bin! Umweltschutz ist den Leuten hier 
sehr wichtig, und Regierung und Bevölke-
rung arbeiten für bessere Standards zusam-
men. Ich finde es toll, mit welchem Enthusi-
asmus deutsche Familien ihren Müll trennen. 
Georgien steht am Beginn und lernt eine 
Menge. Meine Heimat hat eine wunderschö-
ne Natur, und die Menschen fangen an zu er-
kennen, was für ein großes Geschenk das ist.

Wissen Sie schon, was Sie machen werden, 
wenn Sie wieder in Georgien sind?
Zunächst werde ich die Universität been-
den. Eine meiner Ideen ist es, einen alten 
Bus zu einer kleinen Bücherei und einem 
Café umzubauen und Filme am Abend zu 
zeigen. Ich würde den Bus gerne in kleine 
Bergdörfer bringen, damit vor allem junge 

Leute dort eine schöne Zeit haben. Aber da-
für fehlen mir noch die finanziellen Mittel.

Was nehmen Sie mit nach Hause?
Ich bin froh, hier zu sein, und werde voller 
Motivation und Erfahrungen nach Hause 
zurückkehren. Meine Perspektive hat sich 
verändert. Ich bin stärker geworden und 
möchte zu Georgiens Entwicklung beitra-
gen. Deutschland hat mir viele Wege aufge-
zeigt, wie ich das machen kann. 

Was würden Sie anderen Freiwilligen raten, 
die nach Deutschland kommen?
Trotz meiner Schwierigkeiten hat der Frei-
willigendienst viele positive Aspekte. Er-
stens hilft es der persönlichen und beruf-
lichen Entwicklung und ist eine wertvolle 
Erfahrung. Unsere persönliche Entwicklung 
wiederum kommt auch unseren Ländern 
zugute. Allerdings ist es wichtig, unsere 
Freiwilligenverträge genau zu lesen. Wenn 
man merkt, dass etwas nicht läuft wie ge
plant, sollte man seine Mentoren informie-
ren. Wenn sie können, werden sie helfen.

Kontakt

nataliabezhanishvili12@gmail.com

Natalia Bezhanishvili

https://www.dandc.eu/de/contributors/Natalia-Bezhanishvili
https://www.dandc.eu/de/contributors/Natalia-Bezhanishvili
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Zunehmende Zensur

Südsudans Medien sind unter großem 
Druck, da die Regierung im Zusammen-
hang mit dem Bürgerkrieg die Pressefrei-
heit einschränkt. Journalisten müssen 
sich gegen eine neue Welle der Zensur 
wehren. 

Im April bat die „Association for 
Media Development in South Sudan“, eine 
Dachorganisation für alle Medienhäuser, 
Präsident Salva Kiir, die Verfolgung von 
Journalisten zu beenden. In einer Petition 
forderte die Interessengruppe die Freilas-
sung aller inhaftierten Journalisten.

Darüber hinaus machte Oliver Modi, 
der die Journalistengewerkschaft „Union 
of Journalists of South Sudan“ leitet, im 
Juni einige Fälle bekannt, in denen Medi-
enschaffende gefoltert oder sogar getötet 
worden waren. Drohungen sind an der 
Tagesordnung. „Die Medienbranche ist in 
einem erschreckenden Zustand; die Ver-
folgung von Journalisten nimmt zu, und 
die Meinungsfreiheit ist bedroht. Mehr als 
fünf Medienhäuser sind geschlossen wor-
den, weil sie zu kritisch berichtet haben“, 
sagte Modi im Juni. Doch Pressefreiheit 
sei vonnöten, um Dialog und Demokratie 
im Südsudan voranzubringen. 

Zwischen Dezember 2013 und 
Anfang Juni 2017 sind zehn Journalisten 
getötet worden; drei von ihnen in diesem 
Jahr. Viele andere sahen sich gezwungen, 
in Nachbarländer zu fliehen.

Südsudanesische Medienschaf-
fende beschuldigen die Regierung, 
mittels Pressezensur alle Kritiker zum 
Schweigen zu bringen. „Es ist sehr 
schwierig, objektiv zu bleiben, denn 
die Regierung hasst es, wenn wir ihre 
Version eines Ereignisses mit Stim-
men der Opposition kontrastieren“, 
sagt Majack Kuany, ein Reporter des 
Nation Mirror, der eine der größten 
unabhängigen Zeitungen im Land war, 
bis sie vom National Security Service 
(NSS) wegen kritischer Berichterstat-
tung geschlossen wurde.

Laut Majack ist es generell ein 
Problem, über kritische Ansichten der 
Bürger zu berichten: „Es gibt Dinge, 
die wir in der Zeitung nicht schreiben 
können. Wir haben keine freie Presse.“

Auch ausländische Journalisten, 
die im Südsudan arbeiten, geraten zu-
nehmend unter Druck. „Sie sind unter 
Beobachtung und in ihrer Bewegung 
eingeschränkt“, berichtet ein Journa-
list, der anonym bleiben möchte. 

Die südsudanesische Verfassung 
garantiert den Bürgern Meinungs- und 
Pressefreiheit. Doch Beobachter rekla-
mieren, dass der NSS häufig Ausgaben 
von Zeitungen konfisziert, mit der 
Begründung, dass bestimmte Artikel 
Staatsgeheimnisse verrieten und das 
Land in Gefahr brächten.  

Aleer de Mayen, Staatssekretär 
im Informationsministerium, bestrei-
tet dies. „Es ist keine institutionelle 
Politik, die Medien zu zensieren“, sagt 
er, „aber sollen wir eine Pressefreiheit 
erlauben, die zu Chaos, Hass und 
negativer Propaganda führt?“

Im World Press Freedom Index 
von Reporter ohne Grenzen ist der 
Südsudan seit Beginn des Bürger-
krieges um 30 Plätze gefallen. Im 
2017er Index steht es nun auf Platz 145 
von 180 Ländern. Laut der internatio-
nalen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisation Freedom House werden die 
Bedingungen für Medien im Südsudan 
zunehmend härter. 

Parach Mach

ist Journalist und lebt  

in Juba, Südsudan.

 

parachmach@gmail.com

Südsudan
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Demokratie

Die wirkliche Krise des ANC

Der ANC ist nicht einfach nur Südafrikas 
Regierungspartei. Vor seiner Machtüber-
nahme war er eine weltberühmte Befrei-
ungsbewegung. Er konnte aber den verspro-
chenen gesellschaftlichen Wandel nicht 
herbeiführen.

Von Majaletje Mathume

Der ANC (African National Congress) feiert 
in diesem Jahr seine Resolutionen, die zum 
hundertjährigen Bestehen 2012 gefasst wur­
den, und gedenkt seines herausragenden 
Anführers, Oliver Tambo. Der berühmteste 
Parteiführer war natürlich Nelson Mande­
la. Die Feierlichkeiten will der ANC nutzen, 
um Erfolge und Misserfolge seit seiner Re­
gierungsübernahme 1994 zu beleuchten. 
Außerdem hat sich die Partei erneut zur 
Freiheitscharta verpflichtet, in der die For­
derungen der schwarzen Befreiungsbewe­
gung vom Jahr 1955 festgehalten sind.

Allerdings steckt die Partei selbst in 
der Krise, intern wüten heftige Konflikte. 
Denn tatsächlich ist es dem ANC nicht ge­
lungen, die Versprechen der Befreiungs­
bewegung zu erfüllen und soziale Gerech­
tigkeit zu schaffen.

Die Medien machen gern Präsident Ja­
cob Zuma und seine korrupten Freunde für 
die Krise verantwortlich. Das ist zwar nicht 
völlig falsch, aber eben auch nicht alles. Das 

Kernproblem ist die politische Kultur des 
ANC.

Der ANC versteht sich als offene Partei 
für alle – Kommunisten, Liberale und Kapi­
talisten. Dieses Gemeinsamkeitsgefühl wur­
de als seine wunderbare Stärke gefeiert, auch 
wenn die Partei nicht in der Lage war, soziale 
Konflikte durch Kompromisse zu lösen.

Der ideologieübergreifende Ansatz des 
ANC funktionierte bei den Verhandlungen, 
durch die Südafrika 1994 zu einer echten par­
lamentarischen Demokratie wurde. Das war 
wohl genau das, was gebraucht wurde, um 
das rassistische Apartheid-Regime zu über­
winden.

Ab 1994 aber funktionierte das Kon­
zept der „Partei für alle“ nicht mehr. Die 
soziale Ungleichheit in Südafrika bleibt im­
mens und wurde vermutlich sogar noch grö­
ßer. Die meisten Schwarzen haben nach wie 
vor keine Chancen. Diese Kluft zeigt sich 
nirgends so deutlich wie beim Grundbesitz: 
Während eine weiße Elite noch immer privi­
legiert ist, leben Massen von Schwarzen in 
übervölkerten Townships und informellen 
Siedlungen.

Der ANC versprach, die Frage des 
Grundbesitzes zu lösen. Seine Landumver­
teilungspolitik basierte auf Freiwilligkeit 
und hieß „williger Käufer, williger Verkäu­
fer“. Dieser Ansatz hat bislang zu nichts ge­
führt, und der ANC diskutiert seit langem 

Alternativen. Es gibt aber noch keine neue 
Strategie.

ANC-Mitglieder beschuldigen die Füh­
rung nun der Doppelzüngigkeit. Sie spreche 
die Sprache der armen schwarzen Mehrheit 
und schütze aber die wenigen – meist wei­
ßen – Privilegierten. Einer Handvoll Schwar­
zer gestatte sie den Aufstieg zu bürgerlichem 
Wohlstand. 

Da eine sinnvolle Umverteilung un­
möglich ist, solange die Regierungspartei 
eine Partei für alle bleibt, ist das Versprechen 
eines gesellschaftlichen Wandels eine reine 
Lüge. Auch fehlt dem ANC eine demokra­
tische Kultur. Die Führer sind geprägt von der 
Zeit des Befreiungskampfes, als die Organisa­
tion illegal war. Damals war absolute Loyali­
tät eine Frage von Leben und Tod, und es war 
undenkbar, die Führer herauszufordern. Bis 
heute fordern sie absolute Loyalität.

Deshalb findet eine offene innerpartei­
liche Debatte nicht statt und die Mitglieder 
können die Parteispitze nicht zur Verantwor­
tung ziehen. Die Partei diskutiert keine poli­
tischen Optionen und deren Auswirkungen 
und setzt sie dann überzeugend um. Dabei 
sollte so was öffentlich passieren.

Um etwas zu verändern, braucht der 
ANC ein kohärentes Programm, das der 
schwarzen Mehrheit Chancen bietet. Nur so 
könnte die Partei den 1955 in der Freiheits­
charta festgeschriebenen Wunsch nach so­
zialer Gerechtigkeit verwirklichen. Solange 
der ANC vorgibt, sich für die Interessen aller 
einzusetzen, schützt er letztlich nur die über­
wiegend weiße Elite.

Ja, Zumas Korruption ist zutiefst irri­
tierend. Letztlich spielt es aber keine Rolle, 
ob er den ANC führt oder jemand wie der 
charismatischere Nelson Mandela. Thabo 
Mbeki, der britisch geprägte Nachfolger Man­
delas, verlor die Macht an Zuma, weil ihm 
der Wandel nicht gelang. Nun wird deutlich, 
dass auch Zuma nichts verändern wird, und 
seine Tage im Amt sind gezählt. In der Partei 
wird ein undurchsichtiger Kampf um seine 
Nachfolge geführt. Der ANC braucht aller­
dings mehr als nur einen besseren Führer. Er 
braucht auch mehr innerparteiliche Demo­
kratie und ein Programm, das sinnvolle Ver­
änderung ermöglicht. 
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Rechtspopulismus 

Gegner dämonisieren

Postfaktischer Populismus zeigt keinen 
Respekt vor der Wahrheit. Seine Vertreter 
tun so, als seien öffentliche Stimmungen 
wichtiger als Tatsachen. Sie beanspruchen, 
allein ihre Nation zu vertreten, und werfen, 
sind sei einmal selbst an der Macht, auch 
der mildesten Opposition antinationale 
Haltungen vor. Echte Patrioten tun gut 
daran, Institutionen gegen solche populis-
tischen Regierungen zu verteidigen.

Von Manoj K. Jha

Swami Adityanath is der neue Ministerprä­
sident von Indiens bevölkerungsreichstem 
Bundesstaat Uttar Pradesh. Er ist ein hin­
duistischer Mönch und gehört der Hindu-
chauvinistischen Partei BJP von Premier­
minister Narendra Modi an. Im Wahlkampf 
behauptete Adityanath, die vorherige Lan­
desregierung habe muslimische Dörfer bei 
der Stromversorgung bevorzugt. Dafür hatte 
er aber keinen Beleg. Als er nach der Wahl in 
einem Fernseh-Interview darauf angespro­
chen wurde, sagte er: „Hören Sie auf, Daten 
zu zitieren”. Aus seiner Sicht geht es um die 
gefühlte Wut von Hindus und nicht darum, 
ob die Wut begründet ist. 

Expertenwissen abzulehnen ist für 
Rechtspopulisten typisch. Der Brexit-Agita­

tor Michael Gove sagte bekanntlich vor dem 
EU-Referendum, die Briten seien Experten 
leid. Politiker seines Schlages bezeichnen 
ihre Gegner gern als antinational. 

Eine Nation besteht aus allen ihren 
Menschen, aber Populisten betrachten nur 
die Bürger, die ihnen zujubeln, als das echte 
Volk. Sie leugnen die Legitimität aller ande­
ren politischen Kräfte. So war es denn auch 
geradezu logisch, dass US-Präsident Donald 
Trump sagte, er werde das Wahlergebnis nur 
akzeptieren, wenn er siege. 

Rechtspopulisten spalten. Ihr Erfolg 
beruht auf Fremdenfeindlichkeit und der 
Dämonisierung anderer. Die antimusli­
mische Haltung der BJP ist bekannt. In den 
vergangenen Monaten wurden mehrfach 
Muslime ermordet, denen die hinduis­
tischen Täter vorwarfen, Rindfleisch ver­
kauft oder gegessen zu haben. BJP-Spitzen­
politiker äußern sich aber nicht zu solcher 
Gewalt. 

Es fällt auf, dass Trump ähnlich still 
bleibt, wenn in den USA Muslime – oder 
Leute, die dafür gehalten werden – Angriffe 
erleiden. Wie die BJP-Spitze, schürt auch er 
gern islamfeindliche Ressentiments. Diese 
Art von Amtsinhabern vernachlässigt lieber 
ihre verfassungsrechtliche Pflicht, Minder­

heiten zu schützen, als potenzielle Anhän­
ger vor den Kopf zu stoßen. Während Modis 
Amtszeit als Ministerpräsident von Gujarat 
starben 2002 mindestens 1 000 Menschen 
bei religionsspezifischen Ausschreitungen. 
Muslime stellten die überwältigende Mehr­
heit der Opfer. 

Der philippinische Präsident Rodri­
go Duterte schließt vor Mord nicht nur die 
Augen – er ermutigt Sicherheitskräfte und 
Todesschwadronen sogar ausdrücklich 
dazu, vermeintliche Drogenhändler und 
-abhängige zu töten. Kraftmeierei dient 
dem eigenen Image, aber Fehlverhalten im 
eigenen Lager einzugestehen würde diesem 
schaden. 

Rechtspopulisten maximieren nicht 
nur die Kluft zwischen Mehrheit und Min­
derheit, sie instrumentalisieren auch das 
Thema soziale Gerechtigkeit. Dabei orien­
tieren sie sich aber nicht an objektiv Pri­
vilegierten und Unterdrückten. In Indien 
wären das beispielsweise auf der einen Seite 
Grundbesitzer und Firmeneigner und auf 
der anderen ausgegrenzte Bevölkerungs­
gruppen wie Dalits oder Adivasis. Statt 
echte Ungleichheit anzugehen, schüren 
Populisten Vorurteile und polarisieren zwi­
schen vermeintlich echtem Volk und allen 
anderen. Sie tun so, als könne ein starker 
Führer Gerechtigkeit, Harmonie und die na­
türliche Ordnung wiederherstellen. 

Diese natürliche Ordnung gibt es 
nicht – und es gab sie auch nie. Populisten 
machen unhaltbare Versprechen. Nein, 
der Brexit wird keine 350 Millionen Pfund 
für den National Health Service freisetzen. 
Nein, Mexiko wird keine Grenzmauer be­
zahlen. Nein, in Indien entstehen jährlich 
keine 20 Millionen neue Jobs. 

Demokratie erfordert breite Partizipa­
tion und die Vertretung aller relevanten In­
teressen in den Parlamenten. Schon in den 
1950er Jahren warnte B.R. Ambedkar, der 
Architekt der indischen Verfassung, Demo­
kratie sei in Indien nur der oberste Humus 
auf einem grundsätzlich undemokratischen 
Boden und könne von Heldenkult zerstört 
werden. Echte Patrioten tun gut daran, die 
Institutionen ihres Landes gegen selbster­
nannte „Helden“ zu verteidigen. 
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Beschäftigung

Pakistan braucht Arbeitsplätze

Der China-Pakistan Economic Corridor 
(CPEC) ist ein riesiges Infrastrukturpro-
gramm. Rund 51 Milliarden Dollar aus chi-
nesischen Kassen wurden für die Verbes-
serung pakistanischer Schnellstraßen, 
Zugstrecken, Stromnetze und dergleichen 
versprochen. Man will damit das Geschäfts-
umfeld verbessern – allerdings ist fraglich, 
ob der CPEC so viele neue Arbeitsplätze 
schafft wie in Pakistan benötigt.

Von Afshan Subohi

Das pakistanische Großkapital fühlt sich 
mit CPEC sichtlich unwohl. Keiner bestrei-
tet, dass der CPEC die Logistik erleichtern 
und Energieengpässe mindern wird, aber 
die Wirtschaft fürchtet, gegen die starke 
chinesische Konkurrenz nicht anzukom-
men. Chinesische Unternehmen könnten 
auch noch das letzte bisschen überneh-
men, das von Pakistans Produktionsbasis 
übrig ist.

Ein verstimmter Magnat, der nicht 
namentlich genannt werden möchte, ver-
weist darauf, dass „hirnlose Liberalisie-
rungspolitik zu einem Zustrom von billi-
gen Importen geführt hat, weshalb in den 
letzten drei Jahrzehnten viele lokale Un-
ternehmen vertrieben wurden“. Nicht nur 
Hightech-Waren wie Mobiltelefone werden 
aus China eingeführt, sondern alles – von 
Nadeln, Gebetsmatten und Spielzeug bis 
hin zu Hühnerfleisch. 

Pakistan braucht eine bessere Infra-
struktur, darüber sind sich die meisten 
Ökonomen einig. Doch bislang waren die 
klammen Behörden nicht in der Lage, 
Großprojekte zu finanzieren. Aber auch 
andere Faktoren, etwa die angespannte 
Sicherheitslage, schaden dem Geschäfts-
klima.

In der Großindustrie ging das Wachs-
tum in den letzten Jahren nur langsam 
voran. Das Kapital floss in schnellere Op-
tionen wie Kapitalmärkte und Immobi-
lien. Der Anteil der Produktion am BIP, 
die ungelernte Arbeitskräfte beschäftigt, 
ist geschrumpft. Das ist ein verheerender 
Trend, da es im Land Massen von arbeits-
losen Jugendlichen gibt. Um die Armut zu 
mindern, werden Jobs gebraucht.

Da viele Privatinvestoren wenig 
Spielraum im eigenen Land sahen, inves-
tierten sie im Ausland. Einige verloren viel 
Geld, als die Immobilienblase von Dubai 
platzte. Zugleich zog Pakistan kaum aus-
ländische Direktinvestitionen an – und 
ausländische Gesellschaften investieren 
grundsätzlich nicht, solange sie nicht se-
hen, dass auch inländische Unternehmen 
dabei sind.

Der CPEC schafft die dringend be-
nötigte Infrastruktur. Die große Frage ist 
aber, ob die pakistanische Industrie in der 
Lage ist, die neuen Chancen zu nutzen.

Die Regierung zeigt sich optimi-
stisch. Nadeem Jawaid von der pakista-
nischen Planungskommission sagt: „Wir 
sind Meister der Marktwirtschaft.“ Er be-
trachtet den Privatsektor als „wichtigsten 
Treiber des Wachstums“ und fordert von 
der Wirtschaft, „ihre Vorbehalte fallen zu 

lassen“. Seiner Ansicht nach beruhen die 
Vorbehalte oft „auf Missverständnissen, 
die von bestimmten Interessen verbreitet 
werden“. Er nennt keine Namen, aber viele 
Pakistaner lesen heraus, was mit „Interes-
sen“ gemeint ist: die USA und Indien. Die 
Regierungen beider Länder betrachten die 
enger werdenden Beziehungen zwischen 
Pakistan und China argwöhnisch.

Unabhängige Beobachter sehen das 
differenzierter. Der Pakistan Business 
Council ist ein Wirtschafts-Thinktank. Er 
äußert Bedenken am Zustrom chinesischer 
Experten und womöglich auch Arbeiter für 
einige CPEC-Projekte. Ein solcher Trend 
würde die Jobmöglichkeiten für Pakista-
ner untergraben. Der Rat fordert mehr 
Transparenz in Bezug auf CPEC-Projekte.

Die wichtigste Frage ist jedoch, ob 
der CPEC langfristig für Beschäftigung sor-
gen wird. Es ist bedenklich, dass Pakistan 
keine überzeugende Gewerbepolitik hat. 
Die Regierung hat es versäumt, Nischen 
für Unternehmen zu fördern, um mit dem 
Export von Wertschöpfungsgütern zu be-
ginnen. Bangladesch und Vietnam haben 
das weit besser gemacht. Aktuelle Trends 
deuten darauf hin, dass Pakistan zuneh-
mend zu einem Land wird, das Rohstoffe 
exportiert und Waren importiert.

Das wird dazu führen, dass die Mas-
sen arm bleiben und Unzufriedenheit das 
Land politisch weiter destabilisieren wird. 
Große Wettbewerbsvorteile wird der CPEC 
zudem kaum bringen, da China auch in die 
Infrastruktur anderer asiatischer Länder 
investiert. 

Westliche Beobachter sorgen sich aus 
gutem Grund um die Arbeitsbedingungen 
in Bangladesch und Vietnam. In beiden 
Ländern haben Arbeiter ein hartes Los. 
Noch schlimmer ist es allerdings, über-
haupt keinen Job zu finden – so wie es vie-
len armen Pakistanern ergeht. 
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Saudi-Arabien

Wie reformfähig ist das Königreich?

Vergangenes Jahr verkündete König Salman 
von Saudi-Arabien mit der „Vision 2030“ ein 
umfassendes Reformprogramm. Ziel ist, die 
saudische Wirtschaft auf eine Zukunft ohne Öl 
vorzubereiten. Ob das reibungsfrei gelingt, 
darf bezweifelt werden.

Von Nassir Djafari

In den vergangenen 70 Jahren hat der Erd-
ölreichtum den armen Wüstenstaat in eine 
konsumorientierte Rentenökonomie verwan-
delt. Die saudische Bevölkerung kommt in 
den Genuss eines Wohlfahrtssystems, ohne 
nennenswerte Steuern oder Abgaben zu zah-
len. Die einfachen Arbeiten verrichten Ar-
beitsmigranten, während sich die Saudis auf 
gut bezahlten Posten im öffentlichen Sektor 
eingerichtet haben. Alle Macht geht von der 
Königsfamilie aus, die unbeirrt an ihrer ab-
soluten Monarchie festhält. Die Bevölkerung 
erträgt die politische Unmündigkeit, solange 
ihr Wohlstand nicht angetastet wird. 

Der Reichtum steht jedoch auf wacke-
ligen Beinen, nicht nur wegen des schwan-
kenden Ölpreises. Solange die Einwohner-
zahl noch niedrig war, konnte der Staat 
großzügig Wohltaten verteilen. Mit zuneh-
mender Bevölkerung wird dies schwieriger. 
Heute leben rund 31 Millionen Menschen 
in Saudi-Arabien; 1960 waren es noch fünf 
Millionen.

Mit der „Vision 2030“ hat sich die Re-
gierung ehrgeizige Ziele gesetzt. Bis 2020 soll 
der Nichtölsektor um das Dreifache wachsen. 
Die Herausforderung ist gewaltig, schließlich 
generiert Öl bislang 90 Prozent der Staats-
einnahmen. Die bislang staatlich dominierte 
saudische Wirtschaft wird für den Privat-
sektor geöffnet, um zusätzliches Kapital zu 
mobilisieren und auch um die Überbeschäf-
tigung im öffentlichen Sektor abzubauen. 
Als zukunftsträchtig werden Sektoren wie 
erneuerbare Energie, Bergbau, Infrastruktur, 
Transport und Tourismus angesehen. In das 
Bildungswesen soll dahingehend investiert 
werden, dass mehr Arbeitskräfte für Tätig-
keiten im Nichtölsektor qualifiziert werden. 
Des Weiteren will die Regierung die Beschäf-
tigung von Frauen fördern, um deren mitt-
lerweile hohes Ausbildungsniveau in Wert zu 
setzen. Schließlich sollen mehr Arbeitsplätze 
für die wachsende Bevölkerung geschaffen 
werden. Bereits 2011 war ein System von Quo-
ten, Anreizen und Sanktionen eingeführt 
worden, mit dem private Unternehmen ange-
halten werden, vermehrt saudische Arbeits-
kräfte einzustellen. 

Die Arbeitnehmer im öffentlichen Sek-
tor müssen hingegen deutliche Einschnitte 
hinnehmen, die Gehälter sind stark gekürzt 
worden. Des Weiteren sollen die großzügigen 
Subventionen unter anderem für Strom, Was-
ser und Benzin massiv gesenkt werden. Die 

vorgesehene Einführung der Mehrwertsteuer 
wird zusätzliche Staatseinnahmen generie-
ren. Auf diese Weise soll das sehr hohe Haus-
haltsdefizit abgebaut werden. Die fiskalische 
Konsolidierung wird die ohnehin angeschla-
gene Wirtschaft bremsen. Einen starken 
Wachstumsimpuls erwartet die Regierung 
indessen durch den Verkauf von mindestens 
fünf Prozent des Aktienanteils des staatlichen 
Ölunternehmens Saudi Aramco. Wenn über-
haupt, dürfte sich diese Transaktion aber erst 
mittelfristig auf das Wirtschaftswachstum 
auswirken.

Die treibende Kraft hinter der Reforma-
genda ist Mohammed bin Salman, der 31-jäh-
rige Königssohn, den der Herrscher gerade 
von Platz zwei auf Platz eins der Thronfolge 
befördert hat. Der künftige König gilt als Mo-
dernisierer, steht aber auch für eine aggres-
sive Außenpolitik. Als Verteidigungsminister 
zettelte er den seit 2015 erbittert geführten 
Krieg gegen die Huthi-Miliz im Jemen an.

Die „Vision 2030“ ist sowohl hinsicht-
lich der zeitlichen Perspektive als auch des 
Umfangs der geplanten Veränderungen sehr 
ambitiös. Jede einzelne Maßnahme mag 
für sich gesehen ökonomisch rational sein. 
Das Zusammenwirken der verschiedenen 
Reformschritte hingegen kann zu einem po-
litisch explosiven Gemisch werden. Die an 
Wohlstand gewöhnte saudische Bevölkerung 
muss sich auf die größten sozialen Einschnit-
te seit Jahrzehnten einstellen. Zudem werden 
in der erzkonservativen Gesellschaft gleich 
mehrere Tabus gebrochen. So bleibt abzu-
warten, wie die wahabitische Geistlichkeit 
reagieren wird, wenn vermehrt Frauen einer 
Berufstätigkeit nachgehen. Und den Saudis 
dürfte es schwerfallen, künftig auch Arbei-
ten auszuführen, die bisher Immigranten 
erledigten. Die Kombination aus Sozialab-
bau, gefühltem Statusverlust und möglichen 
Interessenkonflikten mit der Geistlichkeit 
bei zugleich geringem Wirtschaftswachs-
tum könnte bei konsequenter Umsetzung 
der Reformagenda erhebliche Unruhe in der 
Bevölkerung auslösen, für das es kein demo-
kratisches Ventil gibt. Es kann nicht gelingen, 
die Wirtschaft grundlegend zu reformieren, 
ohne das erstarrte gesellschaftliche und poli-
tische System von seinen Fesseln zu befreien.
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Kindliche Entwicklung

Eltern ermächtigen

Ohne fördernde Fürsorge im frühen Kindsal-
ter können sich Kinder schlechter entwickeln 
und haben lebenslang Nachteile. Um soziale 
Gleichstellung zu erreichen, ist eine ent-
scheidende Strategie, das Entwicklungs-
potenzial von Kindern maximal auszureizen. 
Zwei Maßnahmen, die in der Karibik entwi-
ckelt und evaluiert wurden, befähigen Eltern, 
die Entwicklung ihres Kindes zu fördern.

Von Susan Walker

Etwa 250 Millionen Kinder in Ländern mit 
niedrigem oder mittlerem Einkommen – 43 
Prozent der unter Fünfjährigen weltweit – 
können, bedingt durch Armut und den da-
raus folgenden Nachteilen, nicht ihr volles 
Potenzial entwickeln. Die frühe Kindheit ist 
entscheidend für die Entwicklung. Unzu-
reichende Nahrung verlangsamt physisches 
Wachstum, und frühe Erfahrungen können 
langfristige Auswirkungen auf Hirnfunktion, 
geistige Fähigkeiten und Verhalten haben. 

Kinder, die entsprechende Früher-
fahrungen nicht haben, sind im Nachteil, 
wenn sie in die Schule kommen; sie lernen 
beispielsweise langsamer und bleiben auf 
einem niedrigeren Bildungsniveau. Dies hat 
später Auswirkungen auf Wahrnehmung, 
Verhalten und Einkommen als Erwachse-
ne. Der Kreislauf der Armut kann so nicht 
durchbrochen werden. 

Um frühkindliche Entwicklung zu för-
dern, braucht man Fürsorge mit Fokus auf 
Ernährung, Gesundheit und Sicherheit. En-
ger Umgang der Betreuungspersonen mit den 
Kindern ist notwendig. In der Regel sind sich 
reiche Eltern dessen eher bewusst und haben 
die besseren Möglichkeiten, dies zu bieten. 

Meist werden Kleinkinder von der Fa-
milie betreut. Strategien und Programme, 
die benachteiligte Eltern darin unterstüt-
zen, ihren Kleinkindern gute Pflege zu-
kommen zu lassen, sorgen daher für eine 
gute Grundlage. Sie tragen dazu bei, gleiche 
Startbedingungen zu schaffen. Die Eltern in 

ihren Fürsorgefähigkeiten zu unterstützen 
kommt somit der Lernkapazität und dem 
Verhalten der Kinder zugute. 

In der Karibik wurden zwei Methoden 
entwickelt, um die Fähigkeit der Eltern zu 
steigern, Stimulation und hochwertige Be-
treuung zu geben: Sie heißen „Reach up“ und 
„What You Do with Baby Matters“. Beide Maß-
nahmen sind auch mit geringen finanziellen 
Mitteln umsetzbar und konzentrieren sich 
darauf, elterliche Betreuung zu verbessern. 

Reach Up-programm

Reach Up basiert auf dem Jamaica Home Vi-
sit (JHV)-Programm, das in den 1970ern und 
80ern von Sally Grantham-McGregor, einer 
bekannten englischen Kinderentwicklungs-
expertin, entworfen wurde. Sein Ziel war ur-
sprünglich, die Entwicklung unterernährter 
Kinder voranzubringen. Es zeigte Erfolge 
bei unterentwickelten Kindern oder solchen 
mit niedrigem Geburtsgewicht und kommt 

Kinder lernen viel, wenn man ihnen Dinge zeigt und erklärt. 
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eigentlich allen Kindern zugute. Das JHV-
Programm ist bereits in anderen Ländern 
durchgeführt worden wie etwa Bangladesch, 
Kolumbien und Peru. Es wird von Sozialar-
beiterinnen verbreitet und kann zusammen 
mit Gesundheitsleistungen durchgeführt 
werden. 

Das JHV besteht aus wöchentlichen 
Hausbesuchen durch das Community-Ge-
sundheitspersonal (CHW), das ausgebildet 
ist, um Spielsitzungen mit Mutter und Kind 
durchzuführen. Das Hauptziel ist es, die Mut-
ter in die Lage zu versetzen, die Kindesent-
wicklung durch Spiel zu fördern. Die Besuche 
sind interaktiv, mit CHW, Mutter und Kind. 
Die Mütter lernen, welche Spiele dem Kind 
gefallen und ihm nützlich sind. Die Konzepte 
dafür basieren auf selbstgebastelten Spiel-
zeugen, Liedern und Sprachaktivitäten. Die 
Mutter-Kind-Interaktion wird betont; sowohl 
Mutter als auch Kind bekommen Lob. Die 
CHWs bauen eine unterstützende Beziehung 
zu der Mutter auf und ermutigen sie, diese 
Art Spiele in ihren Alltag zu integrieren. Die 
Familie bekommt Spielzeuge, die beim näch-
sten Mal ausgetauscht werden.

Obwohl Evaluationen gezeigt haben, 
dass diese Art von elternbezogenen Maßnah-
men effektiv ist, werden sie kaum ausgeweitet. 
Ein Grund ist, dass die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und Regierungsbehörden 
nicht die Kompetenzen haben, um sie um-
zusetzen. Um diese Lücke zu füllen, hat die 
Kindesentwicklungs-Forschungsgruppe der 
University of the West Indies das „Reach Up 
Early Childhood Parenting Programme“ in 
Kooperation mit internationalen Partnern 
entwickelt, einschließlich Grand Challenges 
Canada, einer regierungsfinanzierten Ge-
sundheitsinitiative. 

Reach Up besteht aus einem Curricu-
lum, einem Leitfaden für die Trainings der 
CHWs und Supervisoren, Filmen, einem 
Spielzeug-Bastelbuch und einer Anleitung 
zur Anpassung und Umsetzung. Die Filme 
erleichtern das Training der CHWs, indem 
sie die Hauptschritte bei einem Hausbesuch 
schildern und bestimmte Aktivitäten und 
Techniken herausstellen. Gefilmt wurde in 
Jamaika, Peru und Bangladesch. Die Filme 
gibt es auf Englisch, Spanisch, Französisch 
und Bengali. 

Die Trainingsanleitung beinhaltet 
Ziele und Aktivitäten für jede Sitzung. Das 
Training ist interaktiv, mit Brainstorming 
und Übungen in Kleingruppen. Das Curri-
culum ist so gestaltet, dass es von Menschen 

mit einem Minimum an Grundschulbildung 
durchgeführt werden kann. Um es weiter zu 
verbessern, arbeitet das Reach-Up-Team jetzt 
mit Kollegen in Brasilien, Simbabwe und Gu-
atemala. Ziel ist es, die Probleme bei der Um-
setzung besser zu verstehen, so dass die Un-
terstützung verbessert werden kann. Reach 
Up is anpassungsfähig. Das Training kann 
wöchentlich oder zweiwöchentlich gegeben 
werden und wird in Asien, Afrika und Latein-
amerika genutzt.

Wartezeit verkürzen

In vielen Ländern der Karibik haben staat-
liche Gesundheitszentren auch kostenlose 
Kinderkliniken, die mit Krankenschwestern 
und CHWs besetzt sind. Hierher werden Kin-
der zwischen dem dritten und 18. Lebensjahr 
insgesamt fünf Mal für Impfungen gebracht. 
„What You Do with Baby Matters“ wurde ent-
wickelt, um die Zeit zu nutzen, die Eltern in 
diesen Kliniken in der Warteschlange ver-
bringen. Die Maßnahme wurde in Antigua, 
Jamaika und St. Lucia mit Hilfe der Interame-
rikanischen Entwicklungsbank durchgeführt 
und ausgewertet.

Die CHWs, die das Wachstum der 
Kinder in den Kliniken messen, wurden 
beauftragt, den Eltern in der Wartezone 
das Programm nahezubringen. Das CHW-
Training war ähnlich wie das im Reach-Up-
Programm. Es gab Workshops, Inhalte und 
Methoden wurden diskutiert und in Klein-
gruppen geübt. Die CHWs bekamen einen 
Leitfaden, und die Krankenschwestern wur-
den entsprechend instruiert. Ein Team der 
University of the West Indies überwachte 
das Programm. 

Im Wartebereich der Klinik führte man 
Kurzfilme vor. Diese zeigten Mütter, die ge-
nau die Verhaltensweisen hatten, zu denen 
man die Eltern ermutigen wollte. Neun Filme 
von jeweils drei Minuten Länge wurden mit 
fünf verschiedenen Mutter-Kind-Paaren in 
Jamaika produziert. Drei Filme mit unter-
schiedlichen Themen wurden bei jeder Kli-
niksitzung gezeigt. Danach diskutierte die 
CHW die Filme mit den Müttern, wies auf 
bestimmte Verhaltensweisen hin und ermu-
tigte die Eltern, sich zu Hause mehr mit ihren 
Kindern zu beschäftigen. Die CHWs zeigten 
auch, wie man aus Haushaltsgegenständen 
einfache Spielzeuge basteln kann. 

Bei jedem Besuch gaben die Kranken-
schwestern den Müttern Karten mit, auf de-
nen in einfacher Sprache und mit Bildern 

die Themen der Filme verstärkt wurden. Sie 
besprachen diese Karten mit den Müttern 
und ermutigten sie, diese Aktivitäten durch-
zuführen. Die Schwestern gaben den Eltern 
auch einfache Bilderbücher mit, wenn das 
Baby zwischen neun und 12 Monaten alt war, 
und ein Puzzle und Bauklötze, wenn es an-
derthalb war. 

Mütter und CHWs schätzten das Pro-
gramm sehr und hatten den Eindruck, dass 
es den Kindern half. Auch die Erwachsenen 
hatten etwas davon. Mütter sagten, dass sie 
mehr Liebe zeigten und mehr mit ihrem Baby 
sprachen und spielten. „Früher spielte ich 
nicht mit ihr“, sagte eine Mutter. „Seit ich das 
Programm kenne, setze ich mich zu ihr und 
singe und spiele mit ihr.“ Sie fanden auch, 
dass die Kinder profitierten. Die Mütter be-
richteten, dass die Kinder durch diese Erfah-
rungen schneller lernten. 

Auch die CHWs fühlten sich gestärkt. 
Eine CHW meinte: „Ich bin stolz, dass ich 
jetzt in der Lage bin, Leuten Rede und Ant-
wort zu stehen. Ich kann die Eltern beraten, 
und das fühlt sich wundervoll an.“

Die Evaluierung zeigte, dass Eltern ge-
lernt hatten, wie sie die Entwicklung ihres 
Kindes fördern konnten. Kinder, die zu Kli-
niken mit diesem Programm kamen, zeigten 
eine bessere kognitive Entwicklung als dieje-
nigen, die in den regulären Kliniken behan-
delt wurden. Diese Maßnahme bietet einen 
neuen Ansatz, wie Eltern ihre Kinder fördern 
können, der auch gut in Ländern mit nied-
rigem oder mittlerem Einkommen durchge-
führt werden kann.

Susan Walker
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Links

Reach Up:

https://bernardvanleer.org/blog/helping-

children-families-reach-new-training-

package-support-parents/

What You Do with Baby Matters (auf Englisch 

und Spanisch):  

https://publications.iadb.org/

handle/11319/7575

Grand Challenges Canada:

http://www.grandchallenges.ca/
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Coaching

Drang nach Verbesserung 
unterstützen

Die Technische Zusammenarbeit (TZ) ist einer 
der wichtigsten Bausteine der staatlichen Ent-
wicklungszusammenarbeit (official develop-
ment assistance – ODA). Der theoretische 
Überbau dafür hat sich seit seinen Anfängen 
stark gewandelt und spiegelt ein geändertes 
Bewusstsein wider: Heute steht die Aneig-
nung der Beratung durch die Partnerländer, 
also deren „Ownership“, im Vordergrund.

Von Cédric Kotitschke und  
Alexandre Martinez

Auch die Funktion der TZ-Fachkräfte hat sich 
dementsprechend gewandelt. Früher waren 
Experten vor allem mit Fachkenntnissen und 
Umsetzungskompetenzen gefordert. Heute 
müssen sie verschiedene Funktionen der Be-
gleitung erfüllen können, die die Beratung – 
abhängig vom Grad der Autonomie des Part-
ners – umfasst. Diese sind:

●● die Funktion des Aus- und Fortbilders 
(im Folgenden Trainer genannt), die darauf 
abzielt, Kenntnisse und Umsetzungskompe-
tenzen weiterzugeben;

●● die Funktion des (traditionellen) Be-
raters, der Situationen analysiert, Ziele defi-

niert und dabei seine eigenen Erfahrungen 
weitergibt; 

●● die Funktion des Coaches, die darin be-
steht, den Partner im Finden seiner eigenen 
Lösungen zu unterstützen.

Keine dieser Funktionen besteht allein, 
angestrebt wird vielmehr eine auf den Kon-
text abgestimmte Kombination, um die er-
wünschten Veränderungen zu erreichen.

Begleitung von Veränderungsprozessen

Dieser Rahmen für die TZ ist seit den 2000er 
Jahren anerkannt. Vielen Fachkräften fällt 
es allerdings schwer, die Coaching-Funktion 
auszuüben. Zwei Hauptgründe dafür sind:

●● der Widerspruch zwischen dem Para-
digma der Prozessbegleitung und den Pro-
filen der rekrutierten TZ-Fachkräfte. Die 
Coachingtätigkeit steht in dem Ruf, dem 
Kunden keine konkreten Lösungen für sei-
ne Probleme anzubieten. In der klassischen 
Entwicklungshilfe will man aber maßge-
schneiderte Lösungen produzieren. Die 
gefragte Expertise ist sehr spezifisch, und 
so werden vor allem Fachleute rekrutiert, 
beispielsweise Agrarwissenschaftler oder 

Experten für öffentliche Finanzen. Für ihre 
Tätigkeit sind die Funktionen des Trainers 
und des Beraters gefragt, das Coaching wird 
aber fast komplett ausgeblendet. 

●● der Widerspruch zwischen schnellen 
Ergebnissen und der Zeit, die nachhaltige 
Veränderungsprozesse brauchen. Selbst 
wenn TZ-Fachkräfte ausschließlich im Be-
reich Capacity-Development agieren sollen, 
werden sie noch zu häufig an den opera-
tiven Ergebnissen gemessen, die die bera-
tenen Partner erreichen sollen. Mangels klar 
definierter Ziele im Capacity-Development 
ist die Versuchung groß, Aufgaben, die 
kurzfristig zu messbaren Ergebnissen füh-
ren, gegenüber der Prozessbegleitung zu 
priorisieren.

Diese Widersprüche lassen sich mit 
einem Vergleich aus der Welt des Sports 
illustrieren, aus der das Konzept des Coa-
chings stammt. Das Interesse der Sportler 
liegt darin, die individuelle oder kollektive 
Leistung zu steigern. Im Hochleistungs-
sport, etwa auf olympischem Niveau, 
könnte man den Sportler einer bestimmten 
Disziplin als Experten seines Fachs bezeich-
nen. Auf diesem Niveau hätte der Hochleis-
tungssportler allerdings wenig von einem 
Trainer, der sich selbst als Spezialist ver-
steht und mehr oder weniger standardisier-
te Lösungen anbietet.

Für die Funktion des Coaches ist es es-
senziell, dass dieser die Leistungsfähigkeit 
seines Gegenübers weiterentwickelt, ohne 
sich auf dasselbe Terrain zu begeben oder 
ihm vorgefertigte Lösungen anzubieten. 
Die Basis des Handwerks besteht darin, den 
Gecoachten als Experten anzuerkennen, 
der schon alles mitbringt, um sich (selbst) 
zu vervollständigen. Es geht darum, den Ge-
coachten in seinem Drang nach Verbesse-
rung zu unterstützen, ohne selbst etwas vor-
zuschlagen oder an seiner Stelle zu handeln.

Diese Herangehensweise irritiert al-
lerdings viele Partner von TZ-Programmen. 
Diese sind es seit Jahrzehnten gewohnt, tech-
nische und finanzielle Unterstützung ande-
rer Art zu bekommen. Dabei hat sich oftmals 
ein System der Abhängigkeit entwickelt, das 
Geber wie Partner stillschweigend akzeptie-
ren oder zumindest nicht aktiv verändern.

Paradigmenwechsel operationalisieren

Viele TZ-Fachkräfte haben aufgrund von 
inhärenten Blockaden oder aus Mangel an 

Der beninische AMBERO-Experte Arnaud Agon stellt in Ouagadougou, Burkina Faso, seine 

Erfahrungen mit der Operationalisierung des Coaching-Konzepts in Benin vor. Fo
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konkreten Vorgaben Schwierigkeiten, die 
Funktion des Coachings zu erfüllen. Sie ist 
die komplexeste der drei Funktionen, da sie 
sich auf Ansätze, Disziplinen und Kennt-
nisse bezieht, die extrem divers sind – sie 
stammen unter anderem aus der Psycholo-
gie, der Institutionenanalyse, dem Change 
Management et cetera. 

Heute besteht die Herausforderung 
darin, diesen Paradigmenwechsel zu ope-
rationalisieren. Die erste Etappe bestün-
de darin, die Spezifi zität der Funktion des 
Coaches anzuerkennen, der – wie jeder Be-
ruf – seine eigenen theoretischen Grund-
lagen und Kompetenzen besitzt. Coaching 
kann man erlernen. Daher sollten entspre-
chende Ausbildungsinhalte in Master- oder 
Fortbildungsstudiengänge integriert wer-
den, die für die technische Zusammenarbeit 
relevant sind. Denkbar wäre auch, in den 
TZ-Programmen Coaches zu rekrutieren, 

um TZ-Fachkräfte zu supervisieren, auszu-
bilden und im Coaching zu begleiten. 

Eine methodische Einführung des 
Coachings in der TZ würde auch bedeu-
ten, dass die Leistungsbeschreibungen der 
Fachkräfte Ziele und Indikatoren beinhal-
ten, die sich ausschließlich auf die Autono-
misierung des Partners konzentrieren. 

Es geht nicht darum, einen komplett 
neuen Mechanismus der Zusammenarbeit 
zu schaff en, sondern um eine Reorganisa-
tion und Hierarchisierung der Instrumente. 
Allerdings wäre es erstrebenswert – zum 
Beispiel im Rahmen von Projektprüfungen 
– die Kapazitäten des Partners unter dem 
Gesichtspunkt von Capacity Development 
eingehend und strukturiert zu analysieren. 
Der entscheidende Punkt dabei bleibt, den 
Schwellwert zu defi nieren, der der Entschei-
dung zugrunde gelegt werden soll, ob eine 
Fachkraft entsendet wird oder nicht.
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Stillen kann entscheidend zu einer besseren Gesundheit 

von Babys beitragen: Eine Hebamme hilft einer jungen 

Mutter in einem Krankenhaus in Kamerun.

Schwangerschaft  
und Geburt
Die Verbesserung der Mütter- und Kinder-
gesundheit ist immer noch eine der elemen-
taren Herausforderungen der internationalen 
Gemeinschaft. In vielen Ländern gab es zwar 
Erfolge, häufig wurden aber die armen und 
benachteiligten Bevölkerungsgruppen nicht 
erreicht. Manche simple und günstige Maßnah-
men wie Stillen, Impfungen oder Moskitonetze 
würden schon viel zur besseren Gesundheit 
von Babys beitragen. Um das große Problem 
von Teenagerschwangerschaften und fehlender 
Sexualaufklärung anzugehen, sind allerdings 
komplexe Maßnahmen notwendig, die auch 
auf gesellschaftliche Veränderungen abzielen 
müssen. Dabei müssen zuallererst die armen 
Gemeinschaften im Fokus stehen.
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Schwangerschaft und Geburt

Ein ferner Traum

Trotz beachtlicher Fortschritte ist Indiens 
Müttersterblichkeitsrate noch zu hoch. Das 
Land hat das Millenniumsziel zu ihrer Reduk-
tion nicht erreicht, und muss mehr tun,  um 
das entsprechende Nachhaltigkeits-Entwick-
lungsziel (SDG – sustainable development 
goal) zu verwirklichen. Der augenblickliche 
Schwung ist gut, wenn er denn anhält. 

Von Ipsita Sapra

Schwangerschaft und Geburt sind ganz 
normale körperliche Vorgänge. Dennoch 
sterben täglich weltweit etwa 800 Frauen an 
Komplikationen. 2015 waren davon etwa 15 
Prozent Inderinnen. Angesichts solcher Da-
ten bedeutet Indiens eindrucksvolles Wirt-
schaftswachstum nicht viel. 

Die Müttersterblichkeitsrate (MMR – 
maternal mortality ratio) beträgt derzeit 167 
von 100 000. Das bedeutet, dass pro 100 000 
Geburten 167 Mütter während der Schwan-
gerschaft, der Geburt oder in den sechs Wo-
che danach an Komplikationen sterben. Der 
aktuelle Wert ist zwar deutlich besser als der 
Vergleichswert von 1990 (560 per 100 000), 
aber um ihn dem Millenniumsziel entspre-
chend von 1990 bis 2015 um 75 Prozent zu 
senken, hätte er schon vor zwei Jahren 140 
von 100 000 betragen müssen. Das SDG ist 

nun, die MMR bis 2030 auf 70 von 100 000 
zu reduzieren. Dafür muss entschiedener 
gehandelt werden als bisher. 

Müttersterblichkeit lässt sich fast voll-
ständig verhindern. Estland hat mit zwei 
von 100 000 die beste MMR weltweit. Mit 
drei von 100 000 stehen Singapur und Grie-
chenland auf Rang zwei. 

Nötig ist ein gutes Gesundheitswesen. 
Zentrale Punkte sind 

●● Entbindung in schwierigen Fällen im 
Krankenhaus, 

●● Verfügbarkeit vielfältiger Verhütungs-
optionen und 

●● sichere Abtreibungsmöglichkeiten.
Zu den medizinischen Gründen von 

Müttersterblichkeit gehören Verbluten, 
Anämie, Sepsis, Geburtsstörungen und ris-
kante Abtreibungen. Ursächlich sind aber 
tiefsitzende sozio-ökonomische Gründe. In 
Indien liegt die MRR für die ärmsten Frauen, 
die zu den marginalisierten untersten Ka-
sten und Adivasi-Stämmen gehören, zwei-
einhalb Mal über dem nationalen Schnitt. 

Den amtlichen Statistiken zufolge 
herrscht besonders in ländlichen Gegenden 
genereller Ärztemangel – einschließlich von 
Frauen- und Kinderärzten und Geburtshel-
ferinnen. Staatliche Dienste versagen in 
Adivasi-Gegenden besonders oft, und ein 

professionelles privates Gesundheitswesen 
gibt es dort auch nicht. 

Die Community Health Centres (CHCs) 
für die arme Landbevölkerung sind meist 
schlecht ausgestattet und unterbesetzt. Oft 
fehlen sogar unentbehrliche Medikamente. 
Es gibt zu wenig Ärzte und Rettungssanitä-
ter. Typischerweise hat ein CHC weder einen 
Kreißsaal noch einen Operationssaal und bie-
tet auch keine Neugeborenenpflege an. 

Erfolge und Misserfolge

Nicht jedes Staatshandeln scheitert. Das Pro-
gramm Janani Suraksha Joyana (JSY) hat 
geholfen, die MMR zu senken. Als Anreiz für 
Entbindung im Krankenhaus bietet es armen 
Familien Geld. Zu seinen Leistungen gehö-
ren pränatale und postnatale Versorgung 
und andere relevante Dienste für Frauen und 
Kinder. Sein Notfallsystem überweist Patien-
tinnen bei Komplikationen an Fachkliniken 
und fordert, dass über jeden Tod einer Mutter 
ein Bericht angefertigt wird. 

Das Programm hat aber auch Schwä-
chen. Die wichtigste ist geradezu paradox. 
Für die schwierigsten Komplikationen ste-
hen nun keine Kapazitäten mehr bereit, weil 
zu viele Frauen im Krankenhaus entbinden 
wollen. Da in armen Gegenden das Gesund-
heitswesen überlastet ist, wäre es besser, 
wenn Hebammen unkomplizierte Geburten 
öfter daheim betreuen würden. Es gibt ein-
fach nicht genug Krankenhäuser. 

Problematisch ist auch die Benach-
teiligung von Binnenmigrantinnen. Frauen 
müssen alle Geburtsdienstleistungen bei der-
selben Institution in Anspruch nehmen. Wer 
den Ort wechselt, wird nicht weiter betreut. 

Das JSY ist zudem an Bedingungen ge-
knüpft. Die Anreize gelten nur für Frauen ab 
18 Jahren, obwohl viele Schwangere jünger 
ist. Frauen können das Programm auch nur 
zweimal in Anspruch nehmen; viele haben 
jedoch mehr Kinder. Im ländlichen Indien 
haben Frauen kaum Einfluss darauf, in wel-
chem Alter sie heiraten oder wie viele Kin-
der sie haben. Viele haben auch keinen Zu-
gang zu Verhütungsmitteln. Die JSY-Regeln 
bestrafen Frauen, die ihr Schicksal gar nicht 
selbst in der Hand haben. 

Ein Mädchen mit dem Foto seiner Mutter, die bei einer Geburt starb. 

indien

Neu-Delhi  
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SCHWANGERSCHAFT UND GEBURT

Vielen Frauen fehlt nicht nur der 
Zugang zu Verhütungsmitteln – sie wis-
sen auch kaum über die Möglichkeiten 
Bescheid. Einige können nicht lesen. Die 
Männer kümmern sich in der Regel nicht 
um Verhütung und überlassen das Thema 
den Frauen. Allerdings dürfen Frauen bei 
solchen Dingen gar nicht mitreden. Folglich 
gibt es zu viele gefährliche Abtreibungen 
(siehe Kasten unten). 

Die gebräuchlichste Methode der Fa-
milienplanung ist die Sterilisierung der Frau. 
Staatliche Stellen sind von dem Ziel besessen, 
das Bevölkerungswachstum zu bremsen, 
und machen den Beamten Vorgaben, wie 
viele Paare sie zu Familienplanung bewegen 
sollen. Die Beamten mögen irreversible Ste-
rilisierung. Weil sich nicht alle Gesundheits-
einrichtungen an grundlegende Hygienere-
geln halten, kommt es zu Infektionen und 
manchmal auch Todesfällen. Der Staat hat 
es versäumt, weniger schwerwiegende Ver-
hütungsmethoden wie Kondome oder Pillen 
bekannt und verfügbar zu machen. 

UN-Daten zufolge ist in Indien die 
Sterilisierung der Frau die gebräuchlichste 
Methode der Familienplanung. 39 Prozent 
der Paare, die verhüten, greifen dazu. So 
hoch ist der Anteil nirgendwo sonst. Nur 

sechs Prozent verwenden Kondome. Män-
ner werden fast nie sterilisiert, obwohl 
der Eingriff  leichter ist. Die Gesellschaft 
ist bis heute davon traumatisiert, dass in 
den 1970er Jahren Männer massenhaft 
zwangssterilisiert wurden. 

Die soziokulturellen Dimensionen 
der Müttersterblichkeit sind enorm. Einige 
medizinische Probleme beruhen schlicht 
auf Unterentwicklung. Relevant sind:

 ● schlechte Bildung und ungenü-
gender Zugang zu Informationen, 

 ● ungesunde Ernährung, 
 ● Nichtverfügbarkeit von Verhütungs-

mitteln, 
 ● frühe Ehen und Teenager-Schwan-

gerschaften, 
 ● Unter- und Mangelernährung von 

Müttern, 
 ● viele Schwangerschaften, 
 ● gefährliche Sterilisationsmethoden 

und 
 ● riskante Abtreibungen. 

Die Mängel des staatlichen Gesund-
heitswesen verschärfen geschlechtsspe-
zifi sche familiäre Machtstrukturen. Arme 
Frauen brauchen bessere Dienstleistungen. 
Es muss ihnen ermöglicht werden, ihr Le-
ben selbst zu bestimmen. 

Erfreulicherweise hat der Misserfolg 
bei dem Millenniumsziel die Regierung 
wohl wachgerüttelt. Sie stellt nun mehr 
Fachkräfte für die Müttergesundheit im 
ländlichen Raum bereit. Callcenter für Not-
dienste sollen bald rund um die Uhr arbei-
ten. Innovationen mit moderner Technik 
werden in Adivasi-Gegenden getestet. Mo-
biltelefone und Social-Media-Plattformen 
wie Whatsapp dienen dazu, mehr Frauen 
zu erreichen. Darüber, wie einzelne Frauen 
pränatale Dienste nutzen, werden systema-
tisch Daten erhoben. 

Zivilgesellschaftliche Organisationen 
klären ihrerseits über diese Dinge auf. Sie 
machen auch Druck, dass die Gründe wirk-
lich in jedem Fall von Müttersterblichkeit 
ermittelt werden, damit alle verstehen, was 
schiefgelaufen ist. Der Staat muss darauf 
aber auch selbst achten. Wenn der aktuelle 
Schwung, den das Thema Müttersterblich-
keit erfährt, anhält, wird Mutterschaft in 
Indien sicherer. 

IPSITA SAPRA 

ist Soziologin am Tata 

Institute of Social Sciences in 

Hyderabad. 

ipsita_basu@yahoo.com

Vermeidbare Eingriffe

Riskante Abtreibungen sind in 
Indien ein Riesenproblem. Der 
Abbruch von Schwangerschaf-
ten ist seit 1971 legal, aber 
wegen diverser soziokulturel-
ler Faktoren und rechtlicher 
Grauzonen haben viele Frauen 
nichts davon. Sie entscheiden 
sich für geheime Eingriff e bei 
privaten Anbietern, was teuer 
und gefährlich ist. Zuverläs-
sige Daten gibt es darüber al-
lerdings nicht. 

Indisches Recht verbie-
tet die Geschlechtsbestim-

mung ungeborener Kinder, 
und über jeden abgetriebenen 
weiblichen Fötus muss Be-
richt erstattet werden. Das 
Gesetz soll ungeborene Mäd-
chen vor Abtreibung schützen 
(siehe Nilanjana Ray in E+Z/
D+C 2014/04, S. 156), hat aber 
die Nebenwirkung, dass viele 
Ärzte gar keine Abtreibungen 
mehr vornehmen, um juristi-
schen Ärger auszuschließen. 

Seit einigen Jahrzehnten 
wächst das private Gesund-
heitswesen in Indien schnell. 

Wegen der ungebremsten 
Kommerzialisierung ist die 
Zahl der Kaiserschnitte ge-
stiegen. Das Indian Institute 
of Population Studies schätzt 
die Zunahme auf jährlich 16 
Prozent. 

Richtlinien der Weltge-
sundheitsorganisation zufol-
ge sind Kaiserschnitte wegen 
Komplikationen bei 10 bis 15 
Prozent aller Geburten nötig. 
In manchen indischen Bun-
desstaaten beträgt die Quote 
aber bereits bis zu 65 Prozent. 
Viele dieser Eingriff e sind 
unnötig, aber aus verschie-
denen Gründen entscheiden 

sich bessergestellte Familien 
dennoch dafür. Sie wollen den 
Zeitpunkt der Geburt bestim-
men – zum Beispiel wegen 
einer astrologischen Empfeh-
lung. Angst vor Schmerzen 
spielt auch eine Rolle. Zu-
dem scheinen Kaiserschnitte 
einem modernen Lebensstil 
zu entsprechen. 

Der Trend hat aber er-
hebliche Nachteile. Kaiser-
schnitte sind recht teuer, denn 
mit ihnen werden Geschäfte 
gemacht. Sie können überdies 
zu Gesundheitsproblemen 
führen und das Wohlergehen 
der Frauen beeinträchtigen. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/Ipsita-Sapra
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Selbstbestimmtes Leben für Frauen 

Auch wenn in den vergangenen Jahren viel 
mehr Menschen Zugang zu Verhütungsmit-
teln bekamen, bleibt der Bedarf an moder-
ner Familienplanung in Entwicklungslän-
dern immens. Vor allem junge Frauen haben 
es schwer, altersgerechte Informationen 
und Verhütungsmittel zu bekommen. Die 
Gründe dafür sind vielfältig.

Von Renate Bähr

Im Jahr 2017 können in Entwicklungslän-
dern 214 Millionen Mädchen und Frauen – 
das heißt jede Vierte – nicht verhüten, ob-
wohl sie das gerne wollen. Diese Mädchen 
und Frauen sind in der Regel arm, jung, 
wenig gebildet und leben in ländlichen Re-
gionen. Zu den Gründen dafür zählen:

●● hemmende gesellschaftliche Nor-
men und Gebräuche einschließlich feh-
lender Gleichstellung der Geschlechter,

●● Benachteiligung junger Menschen,
●● unzureichende politische und ge-

setzliche Rahmenbedingungen,

●● Mangel an vielseitigen und hoch-
wertigen Verhütungsmitteln und entspre-
chenden Dienstleistungen,

●● persönliche Vorbehalte und unzu-
reichendes Wissen über die Wirkung und 
Bandbreite von Verhütungsmitteln sowie

●● fehlende Finanzierung.
Aber auch Familienplanungspro-

gramme, in denen die Freiwilligkeit der 
Teilnahme missachtet wird, bringen das 
Thema Familienplanung immer wieder in 
Verruf. So erhielten vor einigen Jahren in 
Indien die Teilnehmer von Massensterili-
sierungen Geld und Geschenke, in einem 
anderen Fall konnten sie ein Auto gewin-
nen. Auch aus China gibt es entsprechende 
Berichte, denen zufolge Verhütungsme-
thoden unter Zwang angewendet wurden. 
Derartige Programme, die das Grundrecht 
auf körperliche Unversehrtheit und Ent-
scheidungsfreiheit verletzen, dürfen nicht 
länger toleriert werden.

Eine der entscheidenden Hinder-
nisse beim Zugang zu Familienplanung 

ist die mangelnde Gleichberechtigung 
von Mädchen und Frauen. Mädchen wer-
den häufig so erzogen, dass sie passiv und 
unwissend in Bezug auf ihre sexuelle und 
reproduktive Gesundheit und Rechte blei-
ben. Zudem stoßen sie häufig auf Wider-
stände bei Eltern und Partnern, wenn sie 
sexuelle Beziehungen ansprechen, Fragen 
der Verhütung diskutieren wollen oder 
wenn sie sich dem Geschlechtsverkehr 
verweigern. 

Kontraproduktiv ist, dass Nicht-
Verheiratete oft keinen oder nur einge-
schränkten Zugang zu Familienplanung-
sangeboten bekommen. Zudem erwarten 
die Familien und die Gesellschaft in der 
Regel, dass eine Ehe viele Kinder hervor-
bringt. Viele Gesellschaften erkennen nur 
männliche Nachkommen an, so dass oft so 
viele Kinder zur Welt gebracht, bis minde-
stens ein Sohn geboren wird. Bei fehlenden 
sozialen Sicherungssystemen sind viele 
Nachkommen eine Notwendigkeit, um im 
Alter versorgt zu sein. In religiös geprägten 
Gesellschaften kommt hinzu, dass Kinder 
häufig als „Geschenk Gottes“ betrachtet 
werden. Familienplanung wird dann von 
vornherein ausgeklammert.

Um den universellen Zugang zu Fa-
milienplanung zu ermöglichen, brauchen 
Mädchen und Frauen gleiche Rechte. Nur 
wenn eine Frau selbst darüber entscheiden 
kann, ob, wann und wie viele Kinder sie be-
kommt, kann sie ein selbstbestimmtes Le-
ben führen und eher zur wirtschaftlichen 
Entwicklung ihres Landes beitragen. Re-
gierungen in Industrie- und Entwicklungs-
ländern müssen ihr Engagement in diese 
Richtung verstärken.

Damit sich Geschlechterrollen und 
-normen verändern, ist es besonders wich-
tig, auch Jungen und Männer in Familien-
planungsprogramme einzubinden. Denn 
sie können erheblich dazu beitragen, dass 
Mädchen und Frauen bei der Familien-
planung mitentscheiden, indem sie Ver-
hütungsmittel verwenden, ihre Partnerin 
unterstützen, keine Gewalt ausüben und 
die Gleichstellung der Geschlechter för-
dern. Aber auch die gesamte Gemeinschaft 
und vor allem politische und religiöse Ge-Aufklärung über Arten von und Umgang mit Verhütungsmitteln ist vor allem für Frauen essenziell. Fo
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meindevorsteher müssen miteinbezogen 
werden, um langfristige Änderungen zu be-
wirken.

BenaChTeiligung Junger MenSChen 

Junge Menschen in Entwicklungsländern 
– besonders Mädchen und junge Frauen 
– haben es schwer, altersgerechte Informa-
tionen zu Sexualität und Verhütung sowie 
Verhütungsmittel zu bekommen. Eine um-
fassende Sexualaufk lärung schon ab zehn 
Jahren ist essenziell. Hier ist der Handlungs-
bedarf erheblich, denn vielfach ist Aufk lä-
rung im Schulunterricht nicht vorgesehen. 
Und selbst wenn das Thema angesprochen 
wird, ist die Qualität oft unzureichend. So 
zeigen Studien, dass Lehrer häufi g mit dem 
Thema überfordert sind, zum Beispiel weil 

es ihnen an Zeit oder Materialien fehlt oder 
weil sie nicht gut genug dafür ausgebildet 
sind. Daher ist es entscheidend, Lehrer da-
rin zu schulen, mit ihren Schülern korrekt, 
altersgerecht und vorurteilsfrei über Sexua-
lität und Verhütung zu sprechen. 

Wie wichtig Sexualaufk lärung an 
Schulen ist, zeigt sich in zwei Projekten der 
Deutschen Stiftung Weltbevölkerung (DSW) 
in Kenia und Uganda. An mehreren Grund-
schulen erhalten schon Zehn  bis 14 Jährige 
altersgerechte Informationen zu Sexua-
lität und Verhütung. Das Besondere: Die 
DSW bezieht das gesamte soziale Umfeld 
der Schüler mit ein – Eltern, Lehrer, lokale 
Entscheidungsträger und Gesundheitsmit-
arbeiter. Der ganzheitliche Ansatz hat sich 
als überaus eff ektiv erwiesen. So bestätigten 
Lehrer, dass es an den Projektschulen weni-

ger Schwangerschaften und Schulabbrüche 
gibt. 

Weltweit gehen etwa 62 Millionen 
Mädchen nicht zur Schule. Und selbst wenn 
sie eingeschult wurden, müssen sie die 
Schule häufi g frühzeitig abbrechen, ohne 
sexuell aufgeklärt zu sein. Zum einen muss 
daher dringend der Bildungszugang von 
Mädchen, aber auch von Jungen verbessert 
werden. Zum anderen müssen Angebote der 
außerschulischen Sexualaufk lärung verbes-
sert werden. 

PerSÖnliChe grÜnde

Wenn Frauen gefragt werden, warum sie 
keine Verhütungsmittel verwenden, obwohl 
sie nicht schwanger werden wollen, antwor-
ten sie am häufi gsten, dass Verhütung ihrer 

Zahlen und Fakten 
zu Familienplanung

Die Zahl der Frauen in Ent-
wicklungsländern, die verhü-
ten, stieg von 510 Millionen 
im Jahr 2003 auf 671 Millionen 
im Jahr 2017. Das entspricht 
einem Anstieg um rund 30 
Prozent und erscheint damit 
als ein großer Erfolg. Jedoch 
stagnierte im gleichen Zeit-
raum der Anteil der Frauen, 
deren Bedarf an Verhütung 
gedeckt ist, beinah. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass 
die Zahl der Frauen in Ent-
wicklungsländern, die moder-
ne Verhütungsmittel nachfra-
gen, deutlich zugenommen 
hat: von 720 Millionen im Jahr 
2003 auf 885 Millionen im 
Jahr 2017 – ein Zuwachs um 
über 20 Prozent. Drei Viertel 
dieses Anstiegs ist allein auf 
das Bevölkerungswachstum 
zurückzuführen. Aber auch 
Aufk lärungsarbeit und die zu-

nehmende Emanzipation von 
Frauen tragen dazu bei, dass 
immer mehr Frauen moderne 
Verhütungsmethoden anwen-
den wollen. 

Frauen (15–49 Jahre) mit 
einem ungedeckten Bedarf an 
Verhütung sind diejenigen, 
die eine Schwangerschaft ver-
meiden möchten, aber derzeit 
keine moderne Methode ver-
wenden. Zu den modernen 
Methoden zählen unter ande-
rem Spirale, Pille, männliches 
und weibliches Kondom sowie 
Dreimonatsspritze. Traditio-
nelle Methoden wie Coitus in-
terruptus oder Zyklusmetho-
den gehören aufgrund ihrer 
unsicheren Wirksamkeit nicht 
dazu.

Der ungedeckte Bedarf 
an Familienplanung unter jun-
gen Frauen im Alter von 15 bis 
19 Jahren ist im Vergleich zur 

Gesamtgruppe aller Frauen 
zwischen 15 und 49 Jahren am 
höchsten (60 Prozent gegenüber 
26 Prozent). Eine der Folgen: 
Jedes Jahr werden in Entwick-
lungsländern fast 21 Millionen 
15- bis 19-Jährige schwanger – 
rund die Hälfte von ihnen un-
gewollt. Infolge von Komplikati-
onen bei Schwangerschaft oder 
Geburt sterben pro Jahr 17 000 
dieser Mädchen – die häufi gste 
Todesursache bei Mädchen im 
Alter von 15 bis 19 Jahren.

Im Jahr 2017 belaufen 
sich die Kosten für moderne 

Verhütungsdienste der 671 
Millionen Anwenderinnen 
in Entwicklungsländern auf 
5,5 Milliarden US-Dollar. Die-
se Schätzung beinhaltet die 
Kosten für Verhütungsmit-
tel, Gehälter für Gesundheit 
und Arbeitnehmer sowie 
Programm- und Systemko-
sten. Wenn die 214 Millionen 
Frauen, die derzeit einen un-
gedeckten Bedarf an Familien-
planung haben, ihren Bedarf 
decken könnten, würden die 
Gesamtkosten auf elf Milliar-
den US-Dollar jährlich steigen. 

Frauen werden häufi g unzureichend über Familienplanung 

und Verhütungsmittel aufgeklärt.
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Gesundheit schade – etwa aufgrund von 
Nebenwirkungen der Methoden –, dass sie 
glauben, derzeit nicht schwanger werden 
zu können und dass sie (oder ihre Fami-
lien) gegen Empfängnisverhütung sind. 

Um diese Vorbehalte zu zerstreuen, 
brauchen Mädchen und Frauen bessere In-
formationen über ihr Risiko, schwanger zu 
werden, sowie über die gesamte Bandbrei-
te von empfängnisverhütenden Optionen 
und ihre Wirkweise. Zudem brauchen 
Frauen einen Zugang zu verschiedenen 
Verhütungsmethoden, sodass sie die für 
sie passende Option wählen können – sei 
es eine Methode, die sie ohne Bedenken 
bezüglich gesundheitlicher Beeinträchti-
gungen anwenden können, sei es eine Me-
thode, die sie unabhängig von ihrem Part-
ner nutzen können.

Fehlende Finanzierung

Das Thema sexuelle und reproduktive Ge-
sundheit und Rechte hat heute sowohl bei 
den großen internationalen Gebern als 
auch in vielen Entwicklungsländern kei-
nen hohen Stellenwert. Trotz wortreicher 
Erklärungen zur Verbesserung der Ge-
sundheitssituation von Frauen, Männern 
und Jugendlichen bleiben konkrete Taten 

häufig aus. Das lässt sich etwa an der unzu-
reichenden Finanzierung für Familienpla-
nung ablesen.

Damit alle Frauen und Mädchen 
ihr Recht auf Familienplanung wahrneh-
men können, muss die internationale Ge-
meinschaft eine Lücke von 5,5 Milliarden 
US-Dollar füllen (Susheela Singh et al., 
2014). Die Aussichten, dass das gelingen 
kann, haben sich in jüngster Zeit jedoch 
verschlechtert. Denn unmittelbar nach 
seiner Amtseinführung hat US-Präsident 
Donald Trump die sogenannte Global 
Gag Rule wieder eingeführt. Der Richtli-
nie zufolge werden allen Organisationen, 
die Abtreibungen anbieten, sich für deren 
Legalisierung einsetzen oder Frauen zum 
Thema Schwangerschaftsabbruch beraten, 
US-amerikanische Entwicklungsgelder 
komplett gestrichen – auch für solche An-
gebote, die nichts mit Schwangerschafts-
abbrüchen zu tun haben. Zudem haben die 
USA ihre Beiträge an den Bevölkerungs-
fonds der Vereinten Nationen (UNFPA) 
komplett gestrichen. So gilt es zunächst 
einmal, die dadurch entstehende Finan-
zierungslücke zu füllen. 

Im aktuellen 15. entwicklungspoli-
tischen Bericht der Bundesregierung sind 
dem Thema Müttergesundheit und selbst-

bestimmte Familienplanung gerade ein-
mal zwei Absätze gewidmet. Das wird der 
Bedeutung des Themas bei weitem nicht 
gerecht. Die Bundesregierung sollte der 
selbstbestimmten Familienplanung einen 
höheren Stellenwert einräumen und Initi-
ativen wie „She Decides“ und die 2012 ins 
Leben gerufene FP2020 noch stärker un-
terstützen. Zudem sollte sie die Beiträge 
an UNFPA deutlich erhöhen. 

Renate Bähr

ist Geschäftsführerin der 

Deutschen Stiftung 
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Singh, S. et al., 2014: Adding it up. The costs 

and benefits of investing in sexual and 

reproductive health. 

https://www.guttmacher.org/sites/default/

files/report_pdf/addingitup2014.pdf

Verhütung für alle 

Alle Menschen – auch die auf dem Land – 
haben ein Recht darauf, die für sie passende 
Methode zur Empfängnisverhütung zu wäh-
len. In zwei Bezirken hat die Nichtregie-
rungsorganisation HEPS-Uganda bereits 
einiges bewirkt.

Von Eric Wakabi und Joan Esther Kilande

Rose Namukose liegt im Kitayunjwa Ge-
sundheitszentrum III im Bezirk Kamuli in 
Uganda, um ein Hormon-Implantat einge-
setzt zu bekommen. Zwei Gesundheitsar-
beiter ziehen sich Handschuhe an. Einer 

desinfiziert die Stelle für den Stich, der 
andere bereitet die Betäubungsspritze vor. 
Rose hat Angst. Sie dreht sich weg, während 
die Hebamme das Prozedere erklärt. Wenig 
später verlässt Rose, HIV-positiv und Mutter 
eines dreijährigen Kindes, das Zentrum und 
läuft acht Kilometer nach Hause zurück. 
Nun gibt es eine Sache weniger, um die sie 
sich sorgen muss – sie wird nicht mehr un-
gewollt schwanger. 

Rose wurde, wie mehr als 1000 Men-
schen, durch die Coalition for Health Pro-
motion and Social Development (HEPS-
Uganda) auf Familienplanung aufmerksam. 

HEPS-Uganda fordert, dass Frauen umfang-
reich und kostenlos über alle Verhütungs-
methoden informiert werden.

2015 und 2016 führte HEPS-Uganda, 
unterstützt von dem internationalen Multi-
Stakeholder-Netzwerk Reproductive Health 
Supplies Coalition (RHSC), ein 18 Monate 
dauerndes Projekt durch. Das Ziel war:

●● sicherzustellen, dass die 16 Einrich-
tungen des öffentlichen Gesundheitswesens 
in den Bezirken Mbarara und Kamuli aus-
reichend Verhütungsmittel zur Verfügung 
hatten, und

●● die Gemeinden über diverse Verhü-
tungsmöglichkeiten aufzuklären.

HEPS-Uganda arbeitete mit Radiosen-
dern zusammen und versuchte auch über 
SMS und Apps möglichst viele Menschen 
zu erreichen. Über eine Community Score 

https://www.dandc.eu/de/contributors/renate-baehr
https://www.guttmacher.org/sites/default/files/report_pdf/addingitup2014.pdf
https://www.dandc.eu/de/contributors/Eric-Wakabi
https://www.dandc.eu/de/contributors/Joan-Esther-kilande
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Card (CSC) wurden Dienstleistungen zur 
Familienplanung evaluiert. Die Mitarbeiter 
öffentlicher Behörden sollten über diesen 
interaktiven Weg stärker für die Menschen 
verantwortlich gemacht werden, für die sie 
zuständig sind. Über die CSCs sollen Dienst-
leistungen bewertet, geplant, überwacht und 
evaluiert werden. 

Mehr als 200 Behördenmitarbeiter und 
Gemeindemitglieder nahmen daran teil. Da-
raufhin wurden Aktionspläne entworfen und 
umgesetzt. HEPS-Uganda nutzt diese Er-
kenntnisse, um Akteure auch auf nationaler 
Ebene für das Thema zu gewinnen.

Das Projekt in Kamuli und Mbarara 
deckte die größten Hürden für eine effektive 
Familienplanung auf, das sind:

●● mangelnde Auswahl an Verhütungs-
mitteln,

●● inkompetentes Gesundheitspersonal,
●● fehlende Fachkräfte,
●● Angst vor Nebenwirkungen,
●● fehlende männliche Beteiligung und
●● diverse Mythen und Vorurteile gegen-

über Familienplanung.
Das Projekt zeigte, dass diese Hürden 

bewältigt werden können. Paare brauchen 
ihren Bedürfnissen entsprechende Verhü-
tungsmethoden. Dazu bedarf es einer großen 
Auswahl wie

●● der Pille,
●● Kondome für Männer und Frauen,
●● Diaphragmas und Scheidenpessare,
●● Spiralen,
●● kontrazeptive Implantate, Schwämme, 

Injektionen und Pflaster,
●● Spermizide,
●● Vaginalringe und
●● Sterilisation des Mannes und der Frau.

Nach Ende des Projekts boten alle Ge-
sundheitszentren im Bezirk Mbarara min-

destens fünf Verhütungsmethoden an. Bis 
dahin hatte es keinerlei Auswahl gegeben. Im 
Bezirk Kamuli bieten nun 71 Prozent der Ge-
sundheitszentren mindestens drei Methoden 
an. Vorher waren es nur 57 Prozent. Das Pro-
blem, dass keine Verhütungsmittel vorrätig 
sind, konnte allgemein um ein Viertel redu-
ziert werden. 

Die Aufklärung half auch, falsche Vor-
stellungen auszuräumen. Magidu Mususwa, 
ein Klient am Gesundheitszentrum Kitay-
unjwa III schildert, er habe immer geglaubt, 
wer Verhütungsmittel nutze, bekomme eher 
behinderte Kinder – und verbot seiner Frau 
daher, zu verhüten. Nachdem er aber umfas-
send aufgeklärt worden war, änderte er seine 
Meinung. Nun unterstützt er die Nutzung 
von Verhütungsmitteln und sagt: „Ich habe 
schon mindestens zwei Männer dazu ermu-
tigt, einer Familienplanung zuzustimmen.“ 

In beiden betroffenen Bezirken hat sich 
die Situation seither verbessert. Es war wich-
tig, unterschiedliche Akteure einzubeziehen 
wie Gesundheitsarbeiter, Bezirksämter, in-
ternationale Partner und natürlich die Men-
schen, die Verhütungsmittel brauchen.

Involvierte NGOs waren unter anderem 
Marie Stopes International, Cordaid, Buko 
Pharma-Kampagne und Reproductive Health 
Uganda (RHU), die der US-amerikanischen 
Organisation Planned Parenthood angehört. 
Ihnen ist zu verdanken, dass die Zentren 
wichtige Verhütungsmittel stets vorrätig 
haben. Marie Stopes stellte im Nankandu-
lo Health Centre IV auf Wunsch sogar eine 
Hebamme zur Verfügung, die zwei Monate 
lang Mitarbeiter darin unterstützte, Langzeit- 
methoden durchzuführen. 

Die Gesundheitszentren haben ihre 
Beschaffungspolitik geändert. Ihre Mitar-
beiter treffen sich nun regelmäßig mit Re-

gierungsmitarbeitern, um so Druck auf das 
nationale Versorgungssystem auszuüben, 
mehr Verhütungsmittel bereitzustellen. Lei-
der haben öffentliche Gesundheitseinrich-
tungen weiterhin nur begrenzte Auswahl. 
Langzeitmethoden sind meist immer noch 
kaum erhältlich – es sei denn, nichtstaatliche 
Entwicklungspartner setzen sich dafür ein.

Ugandas Regierung hat erkannt, dass 
langwirkende reversible und permanente 
Verhütungsmethoden zahlreiche Vorteile 
für die Menschen und das Gesundheits
system haben. Diese Methoden sind sicher 
und sehr effektiv. Sie eignen sich für Anwen-
der mit verschiedenen Bedürfnissen, die aus 
verschiedensten Gründen verhüten wollen. 
Sie sind kosteneffizient und sie reduzieren 
den Druck auf das Gesundheitssystem, da es 
keiner ständigen Wiederbeschaffung bedarf 
und es geringe Abbruchraten gibt. Weil aber 
das Geld fehlt, stellt die Regierung nur kurz 
wirkende Verhütungsmittel zur Verfügung. 
Darüber hinaus müsste das Personal geschult 
werden, um langwirkende Methoden anzu-
wenden. 

Ugandas Gesundheitsministerium 
weiß, dass Familienplanung ein kostengün-
stiger Weg ist, Müttersterblichkeit zu sen-
ken, weil sie das Risiko einer unerwünschten 
Schwangerschaft senkt und somit seltener 
abgetrieben wird. Trotzdem haben viele Men-
schen im Land nach wie vor keine Möglich-
keit zu verhüten. Fast ein Viertel aller Frauen 
würde gern erst später Kinder bekommen, 
eine Pause einlegen oder keine weiteren Kin-
der bekommen, aber sie haben keine Wahl.

In beiden Projektbezirken ist es eine 
echte Herausforderung, die ganze Bandbrei-
te an Verhütungsmethoden zur Verfügung 
zu stellen. Viele Gesundheitszentren bie-
ten noch immer keine Langzeitmethoden 
an. Den Menschen bleibt somit das Recht 
auf Familienplanung verweigert und uner-
wünschte Schwangerschaften führen zu un-
nötigen Problemen.

Eric Wakabi 

ist der Pressesprecher  

von HEPS-Uganda.

ewakabi@heps.or.ug 

Joan Esther Kilande 

ist Programmmanagerin  

von HEPS-Uganda.

jkilande@heps.or.ug

Familienplanung 

möglich machen. S
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Wer will schon eine Ziege erziehen?

Armut, Geschlechterdiskriminierung, erzie-
herisches Versagen und mangelndes Wissen 
– das sind die Ursachen dafür, dass ein Vier-
tel aller ugandischen Mädchen derzeit 
schwanger sind oder bereits ein Kind gebo-
ren haben. Die Debatte über den Umgang 
damit wird hitzig geführt.

Von Angelina Diesch und Moses Ntenga

Die East African Legislative Assembly 
(EALA), ein Organ der Ostafrikanischen Ge-
meinschaft (EAC), hat ein Gesetz zu sexuellen 
und reproduktiven Rechten entworfen. Ziel 
ist die Verhinderung ungewollter Schwanger-
schaften, riskanter Abtreibungen und sexuell 
übertragbarer Krankheiten, darunter HIV/
Aids. Dazu sollen die medizinische Versor-
gung, die Sexualaufklärung und dazugehö-
rige Dienstleistungen für alle Bürger der EAC 
verbessert werden. 

Das Gesetz macht Sinn, aber es hat in 
Uganda und anderen Mitgliedstaaten hef-
tige Debatten ausgelöst. Im März 2017 titelte 
die ugandische Tageszeitung Daily Monitor 
irreführend: „EALA-Gesetz soll Verhütungs-
mittel für Kinder einführen“. Die Frage ist, ab 
welchem Alter Kinder zu sexuell aktiven Tee-
nagern werden.

Eine gute Sexualerziehung gibt jun-
gen Menschen zuverlässige Informatio-
nen, damit sie selbst Verantwortung für ihr 

Leben übernehmen können. Aber leider 
meinen viele, dass Sexualkunde Kinder er-
mutigt, Sex zu haben. Aus diesem Grund 
verbot das ugandische Ministerium für Ge-
schlechterfragen, Arbeit und soziale Ent-
wicklung im Oktober 2016 den Sexualkun-
deunterricht an Schulen. Die Gesellschaft 
betrachtet Kinder als unschuldig. Kinder 
sollen lediglich wissen, dass zu früher 
Geschlechtsverkehr gefährlich ist. Junge 
Menschen werden aufgefordert, enthalt-
sam zu leben, bis sie alt genug zum Heira-
ten sind. 

Natürlich funktioniert das so nicht, 
weshalb Teenager-Schwangerschaften in 
Uganda allzu üblich sind. Die jüngste demo-
graphische Untersuchung, die im März 2017 
veröffentlicht wurde, ergab eine Rate von 25 
Prozent: Ein Viertel der 15- bis 19-jährigen 
Mädchen in Uganda haben bereits mit dem 
Kinderkriegen begonnen.

Die allermeisten dieser Mädchen 
wollten gar nicht schwanger werden und sind 
nicht bereit für die Mutterrolle. Viele haben 
selbst keine gute Erziehung genossen. Einige 
wurden auf der Suche nach Nähe schwanger, 
andere waren neugierig auf Sex. Wieder an-
dere wurden vergewaltigt. Den ugandischen 
Mädchen fehlt es an Allgemeinwissen – und 
an Wissen über Sex im Besonderen. Halbwis-
sen mischt sich mit falschen Vorstellungen 
und fördert riskantes Verhalten. Die Folgen 

von Teenager-Schwangerschaften sind oft 
verheerend (siehe Kasten, S. 28).

Esthers Geschichte

Esther (Name geändert) ist 19 Jahre alt und 
alleinerziehende Mutter zweier Kinder. Ihre 
Geschichte ist in vielerlei Hinsicht typisch. 
Ihr erstes Kind lebt bei seiner Großmutter 
in einem Dorf, die jüngere Tochter lebt bei 
Esther in einem Slum in Kampala. Esther 
verkauft Obst und Gemüse auf einem Markt, 
ihre Chefin ist wie eine zweite Mutter für sie 
geworden. Ihre frühen Schwangerschaften 
bereut sie: „Wenn ich sie früher gekannt hät-
te, hätte ich nie so viele Fehler gemacht“, sagt 
sie. 

Als Kind wurde Esther vernachlässigt. 
Ihre Eltern trennten sich, als sie noch klein 
war. Sie blieb bei ihrem Vater, doch der starb 
bei einem Autounfall, als Esther acht Jahre 
alt war. Ihre 16-jährige Schwester heiratete. 
Esthers kleiner Bruder lebte bei der Mutter, 
die auch seine Schulgebühren zahlte. Aber 
niemand kümmerte sich um Esther. So brach 
sie die Grundschule nach vier Jahren ab und 
nahm eine Stelle als Dienstmädchen an. Von 
ihrem Verdienst konnte sie ihrer Mutter sogar 
einen Teil schicken, so dass diese eine kleine 
Lehmhütte im Dorf bauen konnte. 

Als sie 14 Jahre alt war, verliebte sich 
Esther in den Nachbarsjungen. Mit 15 gebar 
sie ihr erstes Kind. Ihr Körper war zu jung, es 
gab Komplikationen, ein Kaiserschnitt war 
nötig. Der Vater ihres Kindes interessierte 
sich nicht für sie. Esther zog mit dem Baby zu 
ihrer Mutter, doch die konnte sie nicht unter-
stützen. Esther musste eine Arbeit finden. 

Sie ließ ihr Baby bei der Großmutter 
und zog zu einer Cousine in Kampala, die ihr 
Geld mit Prostitution verdiente. Die Cousine 
erzählte Esther, dies sei die einzige Einkom-
mensmöglichkeit für Mädchen wie sie. Auch 
Esther begann, in Nachtclubs zu gehen, aber 
sie konnte es nicht ertragen, ihren Körper an 
Fremde zu verkaufen. Damals lernte sie ihren 
Freund kennen und war bald erneut schwan-
ger.

Heute ist ihr zweites Kind zwei Jahre 
alt. Esther ist froh, eine Arbeit gefunden zu 
haben. Ihre Chefin brachte sie in Kontakt 
mit der Nichtregierungsorganisation Joy for 
Children Uganda (JFCU), die sich der Ver-
besserung der Lebensumstände von Kin-
dern widmet. Hauptsächlich geht es um die 
Stärkung von Familien, den Einsatz gegen 

Ein Weg das Leben der Kinder in Uganda zu verbessern, ist es, Schwangerschaften Jugendlicher 

zu verhindern.
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Kinderehen und die Förderung von Gesund-
heit und Bildung. Natürlich geht es auch 
darum, ungewollte Schwangerschaften zu 
verhindern.

JFCU hat in vier Armenvierteln in 
Kampala Frauengruppen gegründet. Hier 
können die Frauen einmal pro Woche ihre 
Erfahrungen austauschen und sich weiter-
bilden. Esther lernte auf diese Weise Lesen 
und Schreiben und erwarb Kenntnisse über 
Hygiene, Ernährung, Familienplanung und 
Elternschaft. Rückblickend bedauert sie, 
dass sie ihre Schule abbrach und zwei Mal 
schwanger wurde. Aber sie weiß es nun bes-
ser und möchte ihre Erfahrungen an Mäd-
chen weitergeben, damit sie nicht dieselben 
Fehler machen. 

GEschLEchtErDisKriMiNiErUNG 
UND ArMUt

Die Geburtenrate in Uganda liegt derzeit bei 
5,4. Durchschnittlich müssen sich Eltern 
also um mehr als fünf Kinder kümmern. Vor 
allem auf dem Land tragen die Mütter die 
Hauptlast: Sie arbeiten auf den Feldern und 
kümmern sich um den Haushalt, denn diese 
Dinge gelten als Pfl ichten der Frau.

Laut offi  zieller Statistik ist der Anteil 
der Teenager-Schwangerschaften in den 
ländlichen Gegenden Ugandas höher als in 
den Städten (27 Prozent gegenüber 19 Pro-
zent). Die Gründe liegen in der geringeren 

Bildung und der größeren Armut auf dem 
Land. 

Die ugandische Regierung ist besorgt 
über schlechte Erziehung. Das zuständige 
Ministerium hat kürzlich Richtlinien veröf-
fentlicht, in denen Eltern auf ihre Rolle und 
ihre Verantwortung hingewiesen werden. 
Es wird sich zeigen, wie eff ektiv diese Re-
geln sind. 

Doch natürlich brauchen Kinder nicht 
nur kompetente Eltern. Sie brauchen auch 
Essen, ein Dach über dem Kopf und Klei-
dung. Jemand muss das Geld für Schul-
gebühren und Schulmaterial aufb ringen. 
Die meisten Familien in Uganda können 
sich das nicht für alle ihre Kinder leisten 
und schicken nur ihre Söhne zur Schule. 
Die Töchter werden lieber jung verheiratet, 
denn der traditionelle Brautpreis ist eine 
gute Einnahmequelle. So bedingen sich 
Armut und Geschlechterdiskriminierung 
gegenseitig. „Unsere Eltern sehen in uns 
Kühe oder Ziegen. Wer will schon eine Ziege 
erziehen?“, fragte eine 15-Jährige bei einem 
von der JFCU organisierten Mädchencamp.

Teenager-Schwangerschaften führen 
zu frühen Hochzeiten, und Kinderehen sind 
eine Ursache für Teenager-Schwangerschaf-
ten. Laut UNICEF waren 40 Prozent der 
heute 20- bis 24-jährigen Frauen in Uganda 
bereits vor ihrem 18. Geburtstag verheiratet. 

Doch obwohl sowohl die Regierung als 
auch die Gesellschaft das Problem sehen, 

gibt es keine kohärente Strategie dagegen. 
Zwar wurde 2015 eine nationale Strategie 
zur Beendigung von Kinderehen und Tee-
nager-Schwangerschaften in Uganda ver-
abschiedet, aber diese widmet sich in erster 
Linie der Verhinderung von Kinderehen. 

Wegen des Verbots von Sexualkunde 
ist es schwierig für Organisationen wie JFCU 
geworden, Schüler zu erreichen. Medizinern 
und Sozialarbeitern ist allerdings klar, dass 
Jugendliche schon vieles über Sex wissen. 
Was sie von Gleichaltrigen erfahren, ist aller-
dings oft verzerrt oder falsch. Teenager haben 
ein Recht auf korrekte Informationen, denn 
nur so können sie fundierte Entscheidungen 
über ihre Sexualität treff en. Uganda sollte 
eine Strategie fi nden, die die Bedürfnisse der 
Jugendlichen berücksichtigt und zu einer 
signifi kanten Reduzierung der Schwanger-
schaftsraten bei Teenagern führt.

ANGELINA DIESCH 

ist Sozialarbeiterin und 

arbeitet als Freiwillige 

bei der Organisation Joy 

For Children Uganda. 

angelina@joyforchildren.org

MOSES NTENGA

ist der Geschäftsführer 

von Joy For Children Uganda.  

www.joyforchildren.org

Verheerende Konsequenzen

Teenager-Schwangerschaften 
haben viele negative Folgen, sie 
erhöhen etwa die Müttersterb-
lichkeit. Nach dem jüngsten 
ugandischen Gesundheitsbe-
richt sterben rund vier Prozent 
der 15- bis 19-jährigen Mädchen 
in Uganda während der Schwan-
gerschaft oder bei der Geburt 
ihres Kindes. Knapp ein Viertel 
aller Mädchen in diesem Al-
ter werden schwanger, und ein 
Sechstel dieser Gruppe stirbt. 

Die Körper junger Mädchen 
sind oft noch nicht reif für eine 
Schwangerschaft und Geburt. 
Nach Angaben des UN-Bevöl-
kerungsfonds (UNFPA) werden 
in Uganda jedes Jahr 2000 neue 
Fälle von Fisteln registriert. 
Eine Geburtsfi stel ist ein Loch 
zwischen Vagina und Blase, das 
entstehen kann, wenn das Baby 
zu lange im Geburtskanal fest-
steckt. Es führt zu Inkontinenz. 
Vermieden werden kann eine 

Geburtsfi stel durch eine spätere 
Schwangerschaft sowie durch 
frühzeitige Vorsorgeuntersu-
chungen. 

Neben ernsten oder so-
gar tödlichen Komplikationen 
haben Teenager-Schwanger-
schaften meistens den Abbruch 
der Schule zur Folge. Ohne die 
Unterstützung von Eltern und 
Lehrern können diese jungen 
Mütter ihre Schule nicht been-
den, weshalb viele auch keine 
Berufsausbildung erhalten. Das 
führt sie in einen Teufelskreis 
der Armut. 

UgaNDa

  Kampala
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Der Wahrheit ins Gesicht sehen

In der nigerianischen Kultur werden mora-
lische Standards hoch gehalten. Doch in der 
Realität werden extrem viele Teenager 
schwanger.

Von Damilola Oyedele

Wegen der großen Bedeutung von Religion 
und Traditionen leugnen viele Nigerianer, 
wie verbreitet Sex unter Teenagern ist. Der 
Demographic Health Survey (DHS) brachte 
2013 die schockierende Realität ans Licht: 
Nur drei von zehn Frauen gaben an, mit  
20 oder mehr Jahren zum ersten Mal Sex ge-
habt zu haben. 54 Prozent hatten vor ihrem 
18. Geburtstag zum ersten Mal Geschlechts-
verkehr, und ganze 24 Prozent waren beim 
„ersten Mal“ sogar jünger als 15.

Der DHS zeigte auch, dass lediglich 
zwei Prozent der Mädchen zwischen 15 und 
19 Jahren Verhütungsmittel benutzen – oft, 
weil sie keinen Zugang dazu haben. Es ver-
wundert daher nicht, dass 23 Prozent der 
Mädchen in Nigeria in diesem Alter schon 
Kinder haben.

Einige Mädchen werden schwanger, 
weil sie freiwillig in jungen Jahren Sex ha-
ben. Andere werden vergewaltigt oder zur 
frühen Heirat gezwungen. Die meisten 
Mädchen sind nicht aufgeklärt. Sie wissen 
nichts über Verhütungsmittel, und nur we-
nige haben überhaupt Zugang dazu. Dabei 
würden Kondome gleichzeitig auch vor HIV/
Aids schützen.

Viele weibliche Teenager genießen 
auch die für sie noch ungewohnte Aufmerk-
samkeit der Männer, einige sind neugierig 
auf Sex. Verletzlicher macht sie, dass sie 
in einer patriarchalen Gesellschaft leben, 
in der von Frauen erwartet wird, dass sie 
schüchtern und bescheiden sind. Unerfah-
rene Teenager verlangen von einem Mann 
nicht, ein Kondom zu benutzen. Und allzu 
oft nutzen Männer das aus.

Eine Teenagerschwangerschaft ruiniert 
in vielen Fällen das Leben eines Mädchens, 
ganz gleich, ob es verheiratet ist oder nicht, 
ob es freiwillig mit einem Mann geschlafen 
hat oder unter Zwang. Meistens brechen die 
schwangeren Mädchen die Schule ab und 
erlernen keinen Beruf. Wenn sie nicht schon 

verheiratet sind, müssen viele den Vater ihres 
Kindes heiraten, der oft selbst noch nicht be-
reit für die Vaterrolle ist.

Oft halten die jungen Körper dem 
Stress von Schwangerschaft und Wehen 
nicht stand. Viele Mädchen bekommen da-
durch eine Geburtsfistel – eine häufige Folge 
fehlender Geburtsvorsorge und -nachsorge. 
Die daraus resultierende Inkontinenz führt 
zu gesellschaftlicher Ausgrenzung. Häufig 
haben die Frauen keinen Zugang zu Opera-
tionen, oder die Eingriffe werden nicht sau-
ber ausgeführt. 

Es gibt viele Berichte über Teenager, 
die mit allen möglichen gefährlichen Dingen 
experimentieren, um ihre Schwangerschaft 
zu beenden. Die medizinischen Komplikati-
onen sind schrecklich. Abtreibungen sind in 
Nigeria illegal – und illegale Abtreibungen 
sind meistens unsicher. 

Die meisten Teenagerschwanger-
schaften gibt es laut DHS in den nordwest-
lichen Bundesstaaten Katsina, Jigawa und 
Zamfara. Diese Staaten haben auch die 
schlechtesten Daten zu frühen Eheschlie-
ßungen, Fisteln und dem Zugang zu Verhü-
tungsmitteln. Kein Wunder also, dass dort 
auch die Zahlen der Mütter- und Kinder-
sterblichkeit hoch sind. 

2013 warnte die Nationale Bevölke-
rungskommission (National Population 
Commission – NPC), dass die Zahl von 
Teenagermüttern in Nigeria bis 2015 auf 
60 Millionen steigen werde. Sie forderte 
energisches Handeln, um diesen Trend zu 
stoppen. Entscheidend ist vor allem eine 

gute Aufklärungsarbeit. Länder, in denen 
Jungen und Mädchen umfassend und offen 
über die Veränderungen von Körper und 
Seele in der Pubertät aufgeklärt werden, 
haben die niedrigsten Raten von Teenager-
schwangerschaften. 

Aber in der nigerianischen Gesell-
schaft wird nicht offen über Sexualität ge-
sprochen, sogar unter verheirateten Paaren 
ist das Thema tabu. Verfechter von Sexu-
alkundeunterricht in Schulen stoßen auf 
heftige Gegenwehr von religiösen Führern, 
die vor Sittenlosigkeit warnen. In der nige-
rianischen Gesellschaft wird Abstinenz ge-
predigt – und ignoriert, dass unzählige Tee-
nager ohnehin sexuell aktiv sind. 

In den Städten gibt es weniger Teen
agerschwangerschaften als in ländlichen 
Gegenden, wo Armut und Analphabetismus 
stärker verbreitet sind. Aber sogar in einer 
großen Stadt geht kaum ein Mädchen zu 
einem Familienplanungszentrum und bittet 
um Unterstützung. Die meisten trauen sich 
nicht einmal, Kondome oder die Pille in der 
Apotheke zu kaufen. 

In den Städten sorgen viele Eltern 
schwangerer Teenager dafür, dass ihre Töch-
ter nach der Geburt weiter zur Schule gehen 
können. Andere arrangieren illegale Abtrei-
bungen. Die meisten minderjährigen Mütter 
in Städten ereilt aber dasselbe Schicksal wie 
ihre ländlichen Leidensgenossinnen: Sie 
werden mit einem Mann verheiratet, den sie 
nicht wollen, haben keinen Zugang mehr zu 
Bildung und Berufschancen und leiden oft 
unter gesundheitlichen Problemen. 

Beratung zur Empfängnisverhütung an einer Aidsklink in Lagos.
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Die Regierung des Bundesstaates La-
gos hat die Gesundheit von Jugendlichen 
zur Priorität erklärt. Das vom UN-Bevölke-
rungsfonds (UNFPA) unterstützte Programm 
„Hello Lagos“ bietet sexuelle Aufk lärung und 
Angebote der Reproduktionsmedizin für jun-
ge Menschen an. Teenagern wird nahegelegt, 
auf Sexualkontakte zu verzichten, bis sie alt 
genug sind, um mit den Konsequenzen um-
zugehen. Gleichzeitig wird sexuell aktiven 
Teenagern der Zugang zu Kondomen ermög-
licht. Die Zusammenarbeit mit dem UNFPA 
erstreckt sich auch auf die Ausbildung und 
Überzeugung von Mitarbeitern des Gesund-
heitsdienstes, damit diese den Jugendlichen 
weniger wertend gegenübertreten.

Im Norden Nigerias, wo frühes Hei-
raten stärker verbreitet ist, informieren 
Nichtregierungsorganisationen Mädchen 
darüber, dass die Nutzung von Gesundheits-
diensten die Gefahr von Schwangerschafts-
komplikationen verringert. Im Bundesstaat 
Niger versucht die Stiftung RAiSE, traditio-
nelle und religiöse Organisationen von der 
Notwendigkeit von Vor- und Nachsorgeun-
tersuchungen zu überzeugen. RAiSE wur-
de von Amina Abubakar Bello gegründet, 
Gynäkologin und Ehefrau des Gouverneurs 
des Bundesstaates. Die Organisation ist 
stolz darauf, dass sie zu einem Rückgang der 
Kinder- und Müttersterblichkeit beigetra-
gen hat. Im Bundesstaat Kano unterstützt 

die Fistula Foundation seit Jahren Frauen 
beim Zugang zu Operationen.Gesundheits-
fragen anzugehen ist wichtig, aber letztlich 
muss Nigeria akzeptieren, dass das Interes-
se an Sexualität ungeachtet aller religiösen 
und kulturellen Überzeugungen zur Jugend 
dazugehört. Teenager brauchen Unterstüt-
zung, damit sie erfolgreich durch diese Le-
bensphase navigieren können.

DAMILOLA OYEDELE

ist Journalistin 

in Abuja. 

damiski22@yahoo.com

Die Schicksale zweier 
 Teenagermütter

Maria O. war plötzlich übel, 
zugleich fühlte sie eine inne-
re Leichtigkeit. Die 14-Jährige 
hatte keine Ahnung, warum. 
Sie hatte Tetracyclin einge-
nommen, nachdem sie mit ih-
rem Freund geschlafen hatte, 
denn sie dachte, das Antibioti-
kum habe eine verhütende Wir-
kung. Sie hatte kaum Ahnung 
von Reproduktionsmedizin 
und Sexualität. 

„Alle erzählten uns, 
wenn ein Junge dich einfach 
nur berührt oder dich intensiv 
anschaut, kannst du schwan-
ger werden“, sagt Maria. „Ich 
merkte dann, dass das nicht 
stimmte.“ Sie hörte von ver-
schiedenen Verhütungsmetho-
den. „Eine Freundin sagte, ich 
könne nach dem Sex ein starkes 
Antibiotikum nehmen, also 
entschied ich mich für Tetra-
cyclin.“ Maria traute sich nicht, 
die Apothekerin nach der Wir-

kung zu fragen. „Sie hätte das 
meiner Mutter erzählt, wir ge-
hen in dieselbe Kirche.“ 

Maria brach die Schule ab. 
Ihre Eltern behielten sie zu Hau-
se, bis sie ihr Baby bekam. Mit 
15 Jahren war sie Mutter – eine 
Rolle, der sie nicht gewachsen 
war. Ihre Familie schämte sich 
und wurde plötzlich gemieden. 
Marias Mutter erzählt: „Mein 
Mann und ich genießen in der 
Kirche normalerweise viel Re-
spekt, aber dann wurden wir in 
den Hintergrund gedrängt.“ Ge-
meindemitglieder warfen ihnen 
vor, ihrer Tochter nicht Sitte und 
Anstand beigebracht zu haben. 
Eine Zeitlang verstieß der Vater 
sogar Mutter und Tochter. „Auf 
Drängen der Älteren hat er uns 
zurückkehren lassen“, sagt Ma-
rias Mutter. 

Marias Freund bestritt 
zunächst, mit Maria geschlafen 
zu haben. Seine Eltern hatten 

ihm gedroht, wenn er ein Mäd-
chen schwängere, müsse er es 
heiraten. Doch die Wahrheit 
kam ans Licht, denn er hatte 
vor seinen Freunden geprahlt, 
Maria erobert zu haben. Hastig 
wurde eine Hochzeit arrangiert. 
Das war vor sechs Jahren. Maria 
hat inzwischen drei Kinder. Sie 
ging nicht wieder zur Schule, 
machte keine Ausbildung. Auch 
ihr Ehemann brach die Schule 
ab. Er lernte informell, Autos am 
Straßenrand zu reparieren. Das 
Geld für Lebensmittel, Schulge-
bühren und andere Bedürfnisse 
ist immer knapp. 

Erschwerend kommt für 
Maria hinzu, dass ihr drei Jahre 
älterer Ehemann sie regelmä-
ßig misshandelt. „Er sagt mir 
ständig, ich hätte sein Leben 
zerstört“, berichtet Maria. „Er 
sagt, wenn ich nicht schwan-
ger geworden wäre, hätte er die 
Oberschule beenden können, 
und er sagt, ich hätte schlauer 
sein müssen.“ Maria erzählt, sie 
hätte ihren Mann niemals gehei-
ratet, hätten die Konventionen 
sie nicht dazu gezwungen. Auch 
Aisha M.s Geschichte ist trau-

rig. Sie wurde mit 11 Jahren 
verheiratet, vermutlich aus re-
ligiösen Gründen. Schon bald 
wurde sie schwanger. Mit 16 
Jahren hatte sie drei Kinder. 

Ihr junger Körper litt un-
ter den Strapazen von Schwan-
gerschaft und Geburt. Durch 
Komplikationen während der 
Wehen bekam sie eine Fis-
tel. Diese entsteht, wenn die 
Blutzufuhr für das Gewebe 
zwischen Scheide und Blase 
eingeschränkt ist und Gewebe 
abstirbt, sodass Löcher entste-
hen, durch die das Urin fl ießt. 

Aisha ließ sich zwei Mal 
operieren, jedoch ohne Er-
folg. Sie trägt nun stets einen 
Katheter mit sich herum, da-
mit sie sich nicht einnässt. Ihr 
Ehemann ließ sich – anders als 
üblich – nicht scheiden, aber er 
vernachlässigt sie und hat eine 
zweite Frau geheiratet. 

Maria und Aisha leben 
hunderte Kilometer voneinan-
der entfernt. Ihre Schicksale 
sind nur zwei Beispiele für das 
Elend, mit denen Teenager-
mütter in Nigeria konfrontiert 
sind.

https://www.dandc.eu/de/contributors/Damilola-Oyedele
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Gefahr für Mutter und Kind

Weibliche Genitalverstümmelung führt häu-
fig zu schweren Komplikationen bei der 
Schwangerschaft und vor allem während und 
nach der Geburt. Sowohl die Mutter als auch 
das Baby sind Risiken ausgesetzt, die bis hin 
zum Tod reichen. Aufklärung über die 
Gefahren ist dringend geboten.

Von Idah Nabateregga

Weltweit sind etwa 200 Millionen Frauen 
von weiblicher Genitalverstümmelung (fe­
male genital mutilation – FGM) betroffen. 
Die Praxis ist allein in Afrika in 29 Ländern 
verbreitet. In mehr als zehn von ihnen ist 
mindestens die Hälfte aller Frauen an ih­
ren Genitalien verstümmelt. Ein weiteres 
Verbreitungsgebiet liegt in Südostasien mit 
Schwerpunkt Indonesien. Durch Migration 
kommt FGM mittlerweile auch in Europa 
vor.

Die Weltgesundheitsorganisation 
WHO unterscheidet vier verschiedene Ty­
pen von FGM. Der schwerwiegendste Ein­
griff ist Typ 3, die sogenannte Infibulation. 
Dabei werden die Klitoris sowie die inneren 
und äußeren Schamlippen entfernt und die 

Wunde bis auf ein kleines Loch wieder zu­
genäht. Diese Öffnung dient dem Urinieren 
und der Menstruation. 

Meistens werden Kinder im Alter von 
null bis 14 Jahren beschnitten. Bei dem Ein­
griff und danach können starke Schmerzen 
und hoher Blutverlust auftreten; mangel­
hafte Wundversorgung begünstigt Infek­
tionen, die tödlich verlaufen können. Zu 
den Langzeitfolgen gehören Fistelbildung, 
chronische Schmerzen, Schwierigkeiten 
beim Urinieren und Menstruieren oder 
auch Inkontinenz, sexuelle Probleme und 
Komplikationen des Narbengewebes.

Die Infibulation hat besonders schwer­
wiegende Konsequenzen, da die Mädchen 
– meist zu Beginn der Ehe – für den Ge­
schlechtsverkehr wieder „geöffnet“ werden 
müssen und diese Öffnung für jede Geburt 
noch einmal vergrößert werden muss. Nach 
der Geburt werden die Genitalien wieder 
vernäht. Jedes Mal muss die Wunde neu 
verheilen. 

Durch die Narbenbildung kann sich 
der Geburtskanal nicht richtig erweitern, 
die Geburt dauert oft länger als normal und 
ist mit Komplikationen verbunden. Das 

Narbengewebe kann einreißen und Gefäße, 
Nerven und Muskeln des Beckenbodens 
mit zerreißen. Einrisse bis in den Analkanal 
sind keine Seltenheit, mit Fisteln und In­
kontinenz als mögliche Folgen. Insgesamt 
sind die Geburtsverletzungen meistens sehr 
viel schlimmer als bei Frauen, die nicht be­
schnitten sind – bis hin zum Verbluten.

Auch das Baby ist einem erhöhten 
Risiko ausgesetzt: Die verzögerte Geburt 
kann mit gefährlichem Sauerstoffmangel 
einhergehen, der das Kind schädigt oder so­
gar zum Tod führt. Die Wunden und Risse 
im Gewebe erhöhen zudem das Risiko der 
Übertragung von HIV/Aids von der Mutter 
auf das Kind deutlich. Somit erhöht FGM 
auch die Mütter- und Kindersterblichkeit.

Die Menschenrechtsorganisation Ter­
re des Femmes kämpft in Europa im Rah­
men des von der EU geförderten Projekts 
CHANGE Plus gegen FGM. Sie setzt dabei 
vor allem auf Aufklärung in den betroffenen 
Gemeinschaften. Ärzte, speziell Gynäkolo­
gen, Hebammen und Krankenpfleger spie­
len eine zentrale Rolle bei der Beratung, 
Aufklärung und Behandlung von Mädchen 
und Frauen, die von Genitalverstümmelung 
betroffen sind. Denn die Wahrscheinlich­
keit, dass sie mit Mädchen und Frauen zu 
tun haben, die von weiblicher Genitalver­
stümmelung betroffen oder gefährdet sind, 
ist hoch. 

Dann ist es wichtig, konstruktiv, re­
spektvoll, umsichtig, informiert und flexi­
bel zu reagieren. In diesem Zusammenhang 
bietet Terre des Femmes Fortbildungen für 
diese Berufsgruppen zur Aufklärung, Prä­
vention und zum Umgang mit Betroffenen 
und Gefährdeten an.

Idah Nabateregga

ist Fachreferentin für 

weibliche Genitalverstümme-

lung bei Terre des Femmes. 

fgm@frauenrechte.de

Links

Terre des Femmes:

http://www.frauenrechte.de

CHANGE Plus Projekt:

http://www.change-agent.eu

Verbreitung weiblicher Genitalverstümmelung weltweit.

K
ar

te
: T

er
re

 d
es

 F
em

m
es

 2
0

1
7

https://www.dandc.eu/de/contributors/Idah-Nabateregga
https://www.dandc.eu/de/contributors/Idah-Nabateregga
http://www.frauenrechte.de
http://www.change-agent.eu


E+Z  e-Paper  August 2017� 32

Schwangerschaft und Geburt

Anonymität schafft Probleme

In Deutschland ist Leihmutterschaft verbo-
ten. Manche Paare, die sich dringend ein 
Kind wünschen, aber keins bekommen kön-
nen, suchen sich deshalb im Ausland eine 
Leihmutter – zum Beispiel in der Ukraine, in 
Kenia oder Kalifornien. Aus Sicht von Anika 
König bedeutet Illegalität Rechtlosigkeit der 
Leihmütter. Sie beschäftigt sich als  Wissen-
schaftlerin mit dem Thema.

Anika König im Interview  
mit Hans Dembowski

Was treibt Paare an, Leihmütter zu beauftra-
gen?  
Ich kann das nur für Deutschland und die 
Schweiz beantworten, wo ich Interviews 
geführt habe. Die Paare können aus medi­
zinischen Gründen – etwa einer früheren 
Krebserkrankung – kein Kind bekommen 
oder weil sie homosexuell sind. Sie machen 
sich lange und gründlich Gedanken. Die 
Medienberichterstattung, dass Frauen ihre 
Karriere nicht unterbrechen oder ihren ei­
genen Körper schonen wollen, ist Unsinn. 
Eine Leihmutter zu finden und zu beauftra­
gen ist aufwendig und mühsam. 

Ist es nicht grundsätzlich Missbrauch oder 
Ausbeutung, eine fremde Frau ein Kind aus-
tragen zu lassen? 
Man kann das nicht so verallgemeinern. 
Wenn die Frau aus großer finanzieller Not 
Leihmutter wird, ist es natürlich sehr wahr­
scheinlich, dass es sich um ein missbräuch­
liches Verhältnis handelt. Aber wenn alle 
Beteiligten fair miteinander umgehen und 
im gegenseitigen Einverständnis handeln, 
sehe ich kein ethisches Problem.

Was sind denn die Motive der Leihmütter?
Sie sind recht unterschiedlich. In Kalifor­
nien, wo Leihmutterschaft erlaubt ist, habe 
ich mit tief religiösen Frauen gesprochen, die 
sagten, sie wollten anderen helfen, eine Fa­
milie zu haben, denn das sei im Leben ihrem 
Glauben nach das Wichtigste. Es gibt auch 
Leihmütter, die aus dem nächsten Familien-   
oder Bekanntenkreis wissen, wie sehr Paare 
unter Unfruchtbarkeit leiden können – etwa 
wenn eine enge Freundin kein Kind bekom­

men kann. Sie sind bereit zu helfen. Es gibt 
aber auch Frauen, die gern schwanger sind, 
selbst aber keine zusätzlichen Kinder mehr 
wollen. Manche sehen in der Leihmutter­
schaft die Chance, Geld zu verdienen und 
sich gleichzeitig zu Hause um ihre eigenen 
Kinder kümmern zu können. 

Was kostet denn eine Leihmutterschaft in 
Kalifornien?
Mindestens 100 000, eher 150 000 Dollar. 
Davon bekommt die Frau selbst rund ein 
Fünftel. Die Vermittlungsagentur, Versiche­
rungen und Rechtsanwälte verdienen auch 
Geld, und das Gesundheitswesen in den 
USA ist sehr teuer. 

Eine Leihmutter können sich also nur wohl-
habende Menschen leisten.
Ja, aber auch das muss nicht so sein. Auch 
in Israel ist Leihmutterschaft legal, und dort 
übernimmt unter Umständen der Staat die 
Kosten, wofür aber ein umständliches An­
tragsverfahren nötig ist. In der Ukraine zum 
Beispiel kostet eine Leihmutter aber viel we­
niger als in Kalifornien. Und kürzlich wurde 
einer meiner Gesprächspartnerinnen die 
Vermittlung einer indischstämmigen Leih­
mutter in Kenia angeboten. In Indien wurde 
das Recht geändert, so dass deutsche Paare 
dort keine Leihmutter mehr finden können. 
Solch ein Verbot beendet die Sache aber 
nicht. Angebot und Nachfrage finden dann 
anderswo zueinander.  

Hilft Legalität, die Rechte der Leihmütter zu 
schützen?
Illegalität bedeutet Rechtlosigkeit. Deshalb 
waren indische Leihmütter mit der Reform 
auch nicht einverstanden. Ihre Sicht ist 
auch relevant. Manche  können mit einer 
Schwangerschaft mehr Geld verdienen als 
in zehn Jahren in einer Textilfabrik. Man­
che finden das Leben in einem Heim für 
schwangere Leihmütter angenehmer als zu 
Hause, weil sie zum ersten Mal im Leben 
nicht schwer  arbeiten müssen, regelmäßig 
gutes Essen bekommen und viel freie Zeit 
haben.  Das ist die Realität, was nicht heißt, 
dass ich das immense soziale Gefälle gut 
fände.

Was ist mit den Kindern? Leiden sie nicht un-
ter Identitätsproblemen?
Das muss nicht sein. Die Forschung zeigt, 
dass Offenheit hilft. Anonymität schafft 
Probleme, aber je klarer die Verhältnisse für 
alle Beteiligten – und besonders die Kinder 
– sind, desto normaler und selbstverständ­
licher sind sie auch. Das haben britische 
Forschungen in Langzeitstudien ergeben. 
Dort ist nichtkommerzielle Leihmutter­
schaft erlaubt. In Kontakt zu bleiben ist üb­
rigens auch den Leihmüttern wichtig. Sie 
finden es verletzend, wenn sich die sozialen 
Eltern während der Schwangerschaft um sie 
kümmern und später gar nichts mehr von 
sich hören lassen. Auch in diesem Zusam­
menhang schadet Illegalität offensichtlich.

Anika König

ist Ethnologin und wissen-

schaftliche Mitarbeiterin am 

Institut für Medizingeschichte 

und Wissenschaftsforschung 

der Universität zu Lübeck. 

koenig@imgwf.uni-luebeck.de

Link

König, A., 2017: Embryos on the move: 

Transnational networks of surrogacy.

http://www.medizinethnologie.net/embryos-on-

the-move/

Ein britisches Ehepaar mit seinen beiden von 

Leihmüttern zur Welt gebrachten Töchtern. 
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Öffentliches Bekenntnis

El Salvador hat eins der strengsten Abtrei-
bungsgesetze der Welt. Eine Initiative will 
erreichen, dass Frauen zumindest unter 
bestimmten Umständen abtreiben können, 
ohne im Gefängnis zu landen. Prominente 
Befürworterin der Initiative ist die Journali-
stin und Filmemacherin Marcela Zamora. In 
der Online-Zeitung El Faro hat sie über ihre 
eigene Abtreibung geschrieben und damit 
die Debatte befeuert.

Von Katja Dombrowski

„Yo aborté“ – „Ich habe abgetrieben“ hat 
Zamora ihren Artikel überschrieben. Im 
streng katholischen El Salvador, in dem 
die Tötung ungeborenen Lebens unter al-
len Umständen als schwere Sünde gilt und 
mit Gefängnis bestraft wird, ist eine solche 
Offenbarung ein Skandal. Eine juristische 
Gefahr stellt sie für Zamora nicht dar: Die 
Geschichte ihrer Abtreibung ist mehr als 
zehn Jahre her und spielte sich im Ausland 
ab – wo, verrät sie nicht. „Ich habe gründ-
lich recherchiert. Ich kann sie erzählen“, 
schreibt Zamora.

Die bekannte, preisgekrönte Doku-
mentarfilmerin, die sich in ihren Arbeiten 
mit sozialen und Menschenrechtsthemen 
auseinandersetzt, geht mit dieser sehr 

persönlichen Geschichte an die Öffentlich-
keit, um für eine Reform des Artikels 133 im 
salvadorianischen Strafgesetzbuch zu wer-
ben. Die Initiatorinnen wollen erreichen, 
dass Abtreibungen in drei Fällen straffrei 
werden: wenn das Leben der Schwangeren 
in Gefahr ist, wenn die Schwangerschaft 
aus einer Vergewaltigung entstanden ist 
und wenn der Fötus so stark geschädigt ist, 
dass er außerhalb des Mutterleibes nicht 
lebensfähig wäre (s. Kasten S. 34).

Zamora trieb im Alter von 24 Jahren 
ab, während sie im Ausland lebte. „Ich stu-
dierte und erfreute mich bester Gesund-
heit“, schreibt sie in El Faro. „Ich war se-
xuell aktiv. Ich hatte einen festen Freund. 
Ich nahm die Pille, um nicht schwanger zu 
werden, denn zu diesem Zeitpunkt wollte 
ich keine Kinder haben. Ich wollte zu Ende 
studieren, reisen, eine Weile arbeiten und 
dann Mutter werden. Ich wollte das Recht 
haben, selbst über mein Leben, meinen 
Körper und meine Nachkommen zu be-
stimmen.“

Sie wurde trotzdem schwanger. Da 
sie nicht damit gerechnet hatte und ihre 
Menstruation auch nicht komplett ausge-
setzt hatte, ging sie erst nach drei Monaten 
zum Arzt. Dieser stellte bei der Ultraschall-
Untersuchung fest, dass der Fötus ein Blut-

gerinnsel am Kopf hatte. Er hielt es für 
wahrscheinlich, dass der Fötus sich ablö-
sen und innere Blutungen auslösen würde, 
an denen die Mutter sterben könnte. 

Laut dem Arzt hatte Zamora zwei 
Möglichkeiten: „Eine bestand darin, noch 
am selben Nachmittag einen Eingriff vor-
zunehmen und den Fötus zu entfernen; 
die andere war, einen Monat lang zu lie-
gen und abzuwarten, ob das Blutgerinnsel 
verschwindet. Das bedeutete, Mutter zu 
werden, auch wenn ich es mir nicht ausge-
sucht hatte.“ Sie entschied sich trotzdem 
für den Versuch. 

Nach einer Woche Bettruhe hatte 
der Fötus weitere Blutgerinnsel gebildet. 
Der Arzt empfahl Zamora, noch am sel-
ben Tag einen Schwangerschaftsabbruch 
vorzunehmen. Die Entscheidung fiel ihr 
nicht leicht: „Ich stellte ihm viele Fragen. 
Ich hatte immer viele Fragen. Diejenigen, 
an die ich mich erinnere, drehten sich um 
das Risiko des chirurgischen Eingriffs, um 
die Frage, ob der Fötus leiden würde, um 
die Möglichkeit, später Kinder zu bekom-
men. Er nahm sich Zeit und erklärte mir, 
dass jeder chirurgische Eingriff, und sei 
er noch so klein, Risiken berge, dass ihn 
aber Spezialisten mit viel Erfahrung vor-
nehmen würden; er erklärte mir, dass der 
Fötus vor der 20. Woche oder fünf Monaten 
noch keine Rezeptoren entwickelt habe, 
um Schmerz oder Leid zu empfinden, und 
dass auch die Verbindungen zum zentra-
len Nervensystem noch nicht voll ausge-

Demonstration für die Freilassung von 17 Frauen, die Fehlgeburten erlitten hatten, aber wegen angeblicher Abtreibungen zu langjährigen Haftstrafen 

verurteilt worden waren, und die Legalisierung von Abtreibung in El Salvador 2014. 
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bildet seien; zudem machte er mir klar, 
dass der Eingriff  mich nicht unfruchtbar 
machen würde, dass ich später Kinder ha-
ben könnte, wenn ich wollte.“

Die Abtreibung wurde in einem öf-
fentlichen Krankenhaus vorgenommen, 
und Zamora musste sie nicht aus eigener 
Tasche bezahlen. Sie war den Ärzten und 
Schwestern dankbar: „Sie hatten mir das Le-
ben gerettet.“ Nach einem Monat hatte sie 
sich vollständig von dem Eingriff  erholt.

Zamora betont, dass sie sich weder 
schuldig fühlte noch weinte. Sie habe sich 
auch nicht als schlechte Mutter gefühlt, 
denn sie sei noch gar nicht Mutter gewesen. 
Sie habe sich aber auch nicht dafür ent-
schieden, nicht Mutter zu werden. „Ich habe 
mich dafür entschieden, weiterzuleben und 
nicht die Chance zu verlieren, in der Zu-
kunft Mutter zu werden.“ Heute hat Zamora 
eine vierjährige Tochter. 

Sie schätzt sich glücklich, dass sie da-
mals die Möglichkeit hatte, die für sie gefähr-

liche Schwangerschaft abzubrechen – anders 
als die meisten Frauen in El Salvador. Die 
Reform des Artikels 133 sei genau für solche 
Fälle gedacht. Zamora kritisiert, das derzei-
tige Gesetz in El Salvador diskriminiere arme 
Frauen. Denn diese hätten nicht die Mittel, 
um in ein Land zu fl iegen, in dem Abtreibung 
legal ist. „Die Mittelklasse und die Oberklasse 
haben sehr wohl Optionen.“ Zamora selbst 
gehört zu den Privilegierten. Ihr Vater Rubén 
Zamora ist ein bekannter Politiker und ver-
tritt El Salvador derzeit bei den UN. Ihr Appell 
an ihre Landsleute ist unmissverständlich: 
„Die Diskussion über diese Reform kann sich 
nicht auf die Gesetze Gottes berufen, denn 
nicht alle Bürger und Bürgerinnen glauben 
an Gott, und die Gesetze müssen für alle Bür-
gerinnen gemacht werden, ungeachtet von 
Rasse, sozialen Verhältnissen oder Glauben. 
[…] Ich habe abgetrieben. Und mein Fall ist 
weder ein Einzelfall, noch unterscheidet er 
sich von denen der Tausenden Frauen, die 
sich in einer der drei Notsituationen befi nden 

und die in El Salvador unter dem geltenden 
Gesetz keinen Ausweg haben.“

Der Artikel löste heftige Reaktionen 
aus. Zamora erhielt nach eigenen Angaben 
weit über tausend Hassmails. „Hunderte 
wünschten, ich wäre besser abgetrieben 
worden, und alle argumentierten mit Gott“, 
sagte sie der deutschen Tageszeitung taz. 
Aber es habe auch sehr viele nachdenkliche 
Emails gegeben, sogar von Pastoren.

KATJA DOMBROWSKI

ist Redakteurin von E+Z 

Entwicklung und 

Zusammenarbeit / D+C 

Development and Cooperation.

euz.editor@fs-medien.de

LINK

Artikel von Marcela Zamora in El Faro (auf 

Spanisch):

https://elfaro.net/es/201701/columnas/19900/

Yo-aborté.htm

Internationaler Druck für Reform

In El Salvador herrscht ein 
absolutes Abtreibungsverbot. 
Dabei spielt es keine Rolle, 
wie die Schwangerschaft zu-
stande kam – etwa durch Ver-
gewaltigung – oder ob sie das 
Leben der Mutter gefährdet. 
Selbst Fehlgeburten werden 
als Schwangerschaftsabbrü-
che gewertet, und ein „herbei-
geführter“ Abort gilt als Mord. 
Nun debattiert das Parlament 
eine Reform des umstrittenen 
Gesetzes.

Wenn eine Frau in El 
Salvador abtreibt oder eine 
Fehlgeburt hat, muss sie mit 
einer Gefängnisstrafe von bis 
zu acht Jahren rechnen. Das 
Gleiche gilt für jeden, der eine 
Abtreibung durchführt oder 
unterstützt. Ein absichtlicher 

S chwangers chaftsabbruch 
kann sogar mit bis zu 40 Jah-
ren Haft bestraft werden. 

Das scharfe Gesetz ver-
hindert Abtreibungen in dem 
mittelamerikanischen Land 
jedoch nicht vollständig. Für 
die betroff enen Frauen hat das 
nicht nur juristische, sondern 
auf auch gesundheitliche Kon-
sequenzen. Die Menschen-
rechtsorganisation Amnesty 
International (AI) weist darauf 
hin: „Gesundheitliche Risiken 
durch unsichere und heim-
liche Abtreibungen führen zu 
einer hohen Müttersterblich-
keit.“

Nun besteht erstmals 
seit 20 Jahren die Chance, dass 
der Abtreibungsparagraf 133 
im salvadorianischen Strafge-

setzbuch reformiert wird. Die 
Präsidentin des Parlamentes, 
Lorena Pena, und Abgeordne-
te der Regierungspartei FMLN 
legten dem Parlament am 11. 
Oktober 2016 einen Vorschlag 
zur Reform von Artikel 133 vor, 
wonach Abtreibungen im Falle 
von Gewalt, Lebensgefahr für 
die Mutter und Nichtlebens-
fähigkeit des Fötus straff rei 
werden sollen.

Eine Debatte des Parla-
ments steht kurz bevor. Die 
Initiatoren wollen eine Indi-
kationslösung erreichen, wie 
sie in El Salvador bereits bis 
zur Verschärfung des Gesetzes 
im Jahr 1998 gegolten hatte. 
Prominente Befürworterin der 
Reform ist die Filmemacherin 
Marcela Zamora (siehe Haupt-
text).

Der UN-Ausschuss für 
die Beseitigung der Diskrimi-
nierung der Frau (CEDAW) 

fordert El Salvador in einer 
Empfehlung vom 3. März zu 
einer Lockerung des Gesetzes 
auf und schlägt bis dahin ein 
Moratorium vor. Auch AI un-
terstützt die Reforminitiative 
und ruft in einer „Urgent Ac-
tion“ weltweit dazu auf, Ap-
pelle an die Abgeordneten zu 
schicken. 

LINKS

Empfehlung des 

UN-Ausschusses für die 

Beseitigung der Diskriminierung 

der Frau (CEDAW) an El Salvador:

http://tbinternet.ohchr.org/_

layouts/treatybodyexternal/

Download.

aspx?symbolno=CEDAW/C/SLV/

CO/8-9&amp;Lang=En

Urgent Action von Amnesty 

International:

http://www.ai-el-salvador.de/

abtreibungsverbot.html

https://www.dandc.eu/de/contributors/Katja-Dombrowski
https://elfaro.net/es/201701/columnas/19900/Yo-abort�.htm
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?symbolno=CEDAW/C/SLV/CO/8-9&amp;Lang=En
http://www.ai-el-salvador.de/abtreibungsverbot.html


E+Z  e-Paper  August 2017� 35

Schwangerschaft und Geburt

guatemala

 Guatemala-Stadt

Geburtshilfe ist Teil der Kultur

Trotz großer Fortschritte bei der Reduzie-
rung der Mütter- und Kindersterblichkeit 
sterben jährlich immer noch mehr als 
300 000 Frauen an den Folgen von Schwan-
gerschaft und Geburt sowie sechs Millio-
nen Kinder unter fünf Jahren. Die Ziele vier 
und fünf sind die am wenigsten erreichten 
Millenniumentwicklungsziele. Geburtshel-
ferinnen spielen eine zentrale Rolle bei der 
Prävention, der Begleitung von Geburten 
und der Betreuung von Müttern und ihren 
Neugeborenen. Ihre Möglichkeiten variieren 
jedoch stark.

Von Barbara Kühlen

Millionen Frauen in Entwicklungsländern 
haben keinen Zugang zu Vorsorgeunter-
suchungen während der Schwangerschaft 
oder wissen gar nicht um deren Bedeu-
tung. Geburten werden nicht von medizi-
nisch qualifiziertem Personal betreut, oder 
die Frauen bringen ihre Kinder sogar ohne 
jegliche Unterstützung zur Welt. Im Wo-
chenbett gibt es häufig keine Begleitung 
für Mütter und Neugeborene. 

Rund 830 Frauen sterben täglich an 
den Folgen von Schwangerschaft und Ge-
burt sowie 18 000 Kinder unter fünf Jah-
ren. Gründe sind allen voran Armut sowie 
fehlende Informationen, die Nichterrei-
chbarkeit von Gesundheitseinrichtungen, 
mangelhafte Gesundheitsdienstleistungen 
und kulturelle Faktoren einschließlich 
der Diskriminierung bestimmter Bevölke-
rungsgruppen. 

Der Mangel an medizinischem Fach-
personal ist einer der Hauptgründe für 
die hohe Mütter- und Kindersterblich-
keit. Die Weltgesundheitsorganisation 
(WHO) schätzt, dass es 2013 weltweit an 
neun Millionen Hebammen und Kran-
kenschwestern – die ebenfalls häufig Ge-
burten begleiten – fehlte. Nur 78 Prozent 
der Geburten werden von medizinischem 
Fachpersonal betreut, in armen Ländern 
deutlich weniger. 

Die Müttersterblichkeit ist sehr un-
gleich verteilt, nicht nur zwischen Konti-
nenten und Ländern, sondern auch inner-

halb einzelner Länder – je nach sozialer 
Schicht, Bildungsgrad, ethnischer Her-
kunft und Wohnort. Frauen in ländlichen 
Gebieten sind deutlich benachteiligt: Von 
40 Millionen Geburten, die 2012 nicht 
von medizinischem Fachpersonal betreut 
wurden, fanden 32 Millionen auf dem 
Land statt. Auch die Prävention ist unzu-
reichend; nur etwa die Hälfte aller Frauen 
in Entwicklungsländern bekommt die von 
der WHO als Mindeststandard empfohle-
nen vier Vorsorgeuntersuchungen. 

Traditionelle Geburtshelferinnen

In Guatemala ist Hebamme kein eigen-
ständiger Beruf, sondern die Geburtshilfe 
ist eine ärztliche Fachrichtung. In Kran-
kenhäusern werden Geburten meist von 
solchen Fachärzten oder Allgemeinärzten 
betreut, im ländlichen Raum und an klei-
neren Gesundheitszentren hingegen häu-
figer von Krankenschwestern. Deren An-
zahl reicht jedoch bei weitem nicht aus. So 
ist Guatemala in Amerika nach Haiti und 
Guayana mit 12,5 pro 10 000 Einwohner 
das Land mit der geringsten Dichte an me-
dizinischem Personal. 

Mütter- und Kindersterblichkeit lie-
gen weit über dem amerikanischen Durch-
schnitt. 2013 betrug die Müttersterblich-
keit 113 pro 100 000 Lebendgeborenen und 
konnte damit gegenüber 1990 noch nicht 
einmal halbiert werden – vorgesehen war 
eine Senkung um 75 Prozent. In der indi-
genen Bevölkerung ist sie mehr als doppelt 
so hoch. 

„Das Ausmaß der Müttersterblich-
keit spiegelt die Bedingungen der Frauen 
in der Gesellschaft, ihren eingeschränkten 
Zugang zu Gesundheits- und Ernährungs-
leistungen und ihre prekären wirtschaft-
lichen Bedingungen“, sagt Aura Pisquiy, 
Ärztin und Leiterin der guatemaltekischen 
Non-Governmental Organisation (NGO) 
PIES de Occidente, die sich im westlichen 
Hochland seit 1996 für die Verbesserung 
der sexuellen und reproduktiven Gesund-
heit und die Rechte indigener Frauen ein-
setzt. 

Entwicklungsziel Senkung  
der Müttersterblichkeit

●● 2015 starben weltweit rund 
303 000 Frauen an den Folgen von 
Schwangerschaft und Geburt, davon 99 
Prozent in Entwicklungsländern. 

●● Das Millenniumentwicklungsziel 
(Millennium Development Goal – MDG) 
5 „Verbesserung der Müttergesundheit“ 
ist das am wenigsten erreichte MDG. Die 
Müttersterblichkeit konnte zwischen 
1990 und 2015 weltweit nur um 44 Pro-
zent gesenkt werden – angestrebt waren 
75 Prozent. 

●● Auch das MDG 4 wurde verfehlt: 
Die Sterblichkeit von unter Fünfjäh-
rigen konnte zwar halbiert werden, die 
von 1990 bis 2015 vorgesehene Redukti-
on um zwei Drittel wurde aber nicht er-
reicht. Beim jetzigen Fortschrittstempo 
wird das Ziel erst 2028 erreicht sein. 

●● 2015 starben 2,7 Millionen Neu-
geborene in den ersten 28 Tagen ihres 
Lebens, rund sechs Millionen Kinder 
weltweit erreichten nicht ihren fünften 
Geburtstag; 2,6 Millionen Babys wurden 
tot geboren.

●● Das 2015 verabschiedete nach-
haltige Entwicklungsziel (Sustainable 
Development Goal – SDG) 3.1 sieht eine 
Senkung der weltweiten Müttersterb-
lichkeit auf weniger als 70 pro 100 000 
Lebendgeborenen bis 2030 vor. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/Barbara-Kuehlen
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Die überwiegend indigene Bevöl-
kerung dieser Region kann Gesundheits-
einrichtungen oft nicht erreichen. Zudem 
spricht das Personal häufig nicht ihre Spra-
che, und die Patientinnen fühlen sich dis-
kriminiert. So übernehmen traditionelle Ge-
burtshelferinnen – sogenannte Comadronas 
– die Betreuung von Schwangeren und Ge-
burten. 22 500 Comadronas sind offiziell re-
gistriert, ihre Zahl dürfte aber weitaus höher 
sein. Laut einer nationalen Erhebung zur 
Mutter-Kind-Gesundheit begleiten sie lan-
desweit 31 Prozent, in Regionen mit einem 
hohen Anteil indigener Bevölkerung sogar 
60 Prozent der Geburten.

Comadronas sind Frauen, die für die-
se Rolle durch eine Art „Eingebung“ berufen 
wurden und ihre Kenntnisse vor allem prak-
tisch und durch Anleitung ihrer Mütter er-
worben haben. Zu ihren Aufgaben gehören 
Schwangerschaftsvorsorge, Geburtshilfe, 
Wochenbett-Betreuung und die Versorgung 
von Neugeborenen und Babys. Bei Kompli-
kationen sollen sie die Frauen an öffentliche 
Gesundheitseinrichtungen überweisen.

Comadronas sind in ihren Gemein-
den respektierte Autoritäten und für die 
Frauen wichtige Vertrauenspersonen in der 
Schwangerschaft. Sie werden für ihre Arbeit 
meist nicht formal bezahlt, sondern erhal-
ten das, was die Familien ihnen geben kön-
nen: ein Säckchen Reis, ein paar Eier, mal 
ein Huhn oder auch Geld. 

Pisquiy erläutert: „Die indigene Coma-
drona in Guatemala ist die Besitzerin gene-

rationenalter Maya-Traditionen der Versor-
gung von Mutter und Neugeborenem. Sie 
hat die Gabe und Bestimmung, sich um die 
Gesundheit von Müttern zu kümmern. Diese 
Gabe wird schon bei Geburt mitgegeben und 
im Laufe des Lebens offenbart oder bestätigt. 
Sie genießt den Respekt und das Vertrauen 
der Frauen und Familien, weil sie Teil ihrer 
Kultur ist und die gleiche Sprache spricht.“ 

Bei PIES lernen Comadronas unter 
anderem, Gefahrensignale in der Schwan-
gerschaft eindeutig zu erkennen und ihre 
Patientinnen an Gesundheitseinrichtungen 
zu überweisen. Die Verbesserung der Zu-
sammenarbeit der Comadronas mit den öf-
fentlichen Gesundheitseinrichtungen und 
deren Personal ist ein Schwerpunkt der Ar-
beit der NGO. „Das öffentliche Gesundheits-
wesen soll das traditionelle Maya-System 
wertschätzen und als Teil der kulturellen 
und sozialen Realität Guatemalas anerken-
nen. Beide Systeme sollen sich ergänzen 
und nach klar abgestimmten Regeln zusam-
menarbeiten“, erklärt Pisquiy.

Doch der Mangel an gegenseitiger 
Wertschätzung sowie fehlendes Vertrauen in 
die Fähigkeiten des anderen behindern häu-
fig noch die Verknüpfung der gemeindeba-
sierten Versorgung mit dem staatlichen Ge-
sundheitssystem. Die Comadronas scheuen 
sich, ihre Patientinnen an staatliche Gesund-
heitszentren zu verweisen oder sie dorthin zu 
begleiten, weil sie dort häufig schlecht behan-
delt und diskriminiert wurden. Von Seiten 
des medizinischen Personals gibt es oft große 

Vorurteile gegenüber den Fähigkeiten der Co-
madronas. Diese wurden in der Vergangen-
heit auch für die hohe Müttersterblichkeit im 
Land verantwortlich gemacht. 

PIES bindet das Gesundheitspersonal 
in seine Projekte mit ein, so dass durch den 
persönlichen Kontakt Vorurteile abgebaut 
und gegenseitiges Verständnis verstärkt wird. 
Die Comadronas lernen dabei auch, die Gren-
zen ihrer Möglichkeiten und Fähigkeiten be-
züglich der Geburtsbegleitung zu erkennen. 

Pisquiy kritisiert: „Trotz der unbe-
streitbaren Unterstützung und der großen 
Verantwortung, die die Comadronas für die 
Müttergesundheit übernehmen, sind sie 
vom Gesundheitsministerium nicht ausrei-
chend wertgeschätzt, gefördert und unter-
stützt worden.“ Allmählich finde jedoch ein 
Umdenken statt. Seit einigen Jahren seien 
leichte Veränderungen in der Politik zu be-
obachten (s. Kasten S. 37).

Barbara Kühlen 

ist freie Beraterin für  

globale Gesundheit und 

Entwicklungszusammenarbeit. 

Bis 2013 war sie Leiterin der 

Projektabteilung des Hilfswerks action medeor 

und hat dessen Kooperationsprojekte mit PIES 

de Occidente betreut.

barbara.kuehlen@web.de

Link

PIES de Occidente (auf Spanisch):

http://www.asociacionpiesdeoccidente.org

Eine traditionelle Hebamme in Guatemala untersucht eine Schwangere. 
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Rechtliche Neuregelungen

2010 begann in Guatemala ein 
partizipativer Prozess zur For-
mulierung der „Nationalen Co-
madrona-Leitlinie“, die im Au-
gust 2015 verabschiedet wurde. 
Sie enthält wichtige Elemente 
wie die Förderung und Verbrei-
tung des Wissens der traditio-
nellen Geburtshelferinnen, die 
Stärkung ihrer Arbeit als „Ver-
mittlerinnen der Veränderung“, 
die Verbesserung der Bezie-
hungen zwischen Comadronas 
und dem staatlichen Gesund-
heitssystem und die stärkere 
institutionelle Berücksichti-
gung kultureller Aspekte bei der 
Mutter-Kind-Gesundheit. Das 
war eine große Errungenschaft, 
in der Praxis wird diese Politik 
jedoch bislang weitgehend igno-
riert und ist keine Priorität des 
Gesundheitsministeriums. 

Als weiteren Schritt hat 
der Kongress auf Initiative eines 
indigenen Abgeordneten im Fe-
bruar 2017 das „Gesetz zur Wür-
digung der Comadronas“ ver-
abschiedet. Es verpfl ichtet das 
Gesundheitsministerium unter 
anderem dazu, die wichtige 
Rolle der traditionellen Geburts-
hilfe anzuerkennen, und sieht 
auch eine fi nanzielle Unterstüt-
zung der Comadronas vor. Sie 
sollen 250 Quetzales (etwa 30 
Euro) pro Monat auf Lebenszeit 
erhalten. Das Geld ist nicht als 
Lohn gedacht, sondern als wirt-
schaftlicher Anreiz und Würdi-
gung ihrer Gabe und Mission.

Präsident Jimmy Morales 
legte dagegen – vermutlich auf 
Bitten des Gesundheitsmini-
steriums und auf Grundlage 
eines Regierungsabkommens 
– jedoch kurz darauf ein Veto 
ein mit dem Hinweis, dass das 

Gesetz die Multikulturalität der 
Maya nicht berücksichtige, da 
sein Name in einer der 22 Maya-
Sprachen Guatemalas verfasst 
und demnach nicht inklusiv sei. 
Überdies verstoße es gegen die 
Konvention 169 der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation ILO 
zu Rechten indigener Völker, da 
die fi nanzielle Unterstützung an 
die Zertifi zierung und Registrie-
rung der Comadronas gebunden 
sei und sie somit dazu gezwun-
gen würden. Es stehe zudem 
nicht in Einklang mit der Politik 
und den Prioritäten des Gesund-

heitsministeriums, welches bei 
der Gestaltung des Gesetzes 
auch gar nicht konsultiert wor-
den sei. Ein weiterer Kritikpunkt 
betriff t die Finanzierung: Sie sei 
unklar und im Haushalt nicht 
genug Geld dafür vorhanden. 

Die Regierung moniert 
unter anderem, dass nicht 
transparent sei, nach welchen 
Kriterien die Prämien verge-
ben werden sollen, und dass sie 
grundsätzlich im Widerspruch 
zur Kultur der Comadronas 
ständen, sich aufgrund ihrer 
Berufung in den Gemeinden zu 
engagieren. Die Comadronas 
ihrerseits fordern aber schon 
lange eine kontinuierliche fi -
nanzielle Unterstützung durch 

die Regierung. Das Gesetz 
befi ndet sich jetzt im Konsul-
tationsprozess beim Verfas-
sungsgericht und könnte bei 
der IACHR (Inter-American 
Commission on Human Rights) 
landen. 

Tatsächlich scheinen 
fi nanzielle Erwägungen eine 
große Rolle zu spielen. Denn 
obwohl die vorgesehenen mo-
natlichen Zahlungen sehr ge-
ring sind – einige Comadronas 
bezeichnen sie gar als ernied-
rigend –, stellen sie angesichts 
der hohen Zahl potenzieller 
Empfängerinnen eine erheb-
liche Belastung für das magere 
Budget des Gesundheitsmini-
steriums dar.

Fortbildungskurs für traditionelle Geburtshelferinnen in Guatemala. Fo
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Anstrengungen verstärken

Zwischen 1990 und 2015 ist die Müttersterb-
lichkeit weltweit stark gesunken. Trotzdem 
sterben jedes Jahr noch immer hunderttau-
sende Frauen aufgrund von Komplikationen 
in der Schwangerschaft oder bei der Geburt. 
Das dritte Sustainable Development Goal 
(SDG) besteht darin, die globale Mütter-
sterblichkeitsrate (Maternal Mortality Rate – 
MMR) bis 2030 auf unter 70 pro 100 000 
Lebendgeburten zu reduzieren. Um es zu 
erreichen, müssen die Anstrengungen ver-
stärkt werden.

Von Katja Dombrowski

1990 betrug die weltweite MMR 385 pro 
100 000 Lebendgeburten; 2015 lag sie bei 
216. Das war eine Verbesserung um 44 Pro-
zent innerhalb von 25 Jahren, verfehlte aber 
das Ziel der Verringerung um 75 Prozent, 
das die UN als fünftes Millennium Develop-
ment Goal (MDG) festgelegt hatten. Dank 
der im Jahr 2000 verabschiedeten MDG-
Agenda entstanden viele Initiativen zur 
Verbesserung der Müttergesundheit – aber 
nicht genügend.

Nur neun der 95 Länder, deren MMR 
1990 bei über 100 lag, erreichten das 75-Pro-
zent-Ziel: Bhutan, Kambodscha, die Kapver-
den, der Iran, Laos, die Malediven, die Mon-
golei, Ruanda und Osttimor. Die meisten 

Länder zeigten positive Entwicklungen, 
aber in 26 Ländern waren laut dem von meh-
reren UN-Organisationen veröffentlichten 
Bericht „Trends in maternal mortality: 1990 
to 2015“ keine Fortschritte erkennbar.

99 Prozent der Müttersterblichkeit 
war 2015 in Entwicklungsländern zu ver-
zeichnen. Allein der Anteil Afrikas südlich 
der Sahara betrug 66 Prozent. Den größten 
Fortschritt machte Ostasien. Die bevölke-
rungsreichen Länder Nigeria und Indien 
waren für ein geschätztes Drittel aller Fälle 
verantwortlich, während relativ gesehen 
Sierra Leone der gefährlichste Ort war, 
um Mutter zu werden: mit einer MMR von 
1360.

Ein großes Hindernis für die Verrin-
gerung der Müttersterblichkeit ist HIV/
Aids. Die Infektion belastet die Gesund-
heitssysteme und -infrastruktur stark. 
Schätzungen zufolge hängen 1,6 Prozent 
aller Todesfälle von Müttern direkt mit 
Aids zusammen. 

Ungenügende und unzuverlässige 
Daten stellen ein großes Problem dar. Der 
Bericht basiert zu großen Teilen auf Schät-
zungen. Dabei wird die Unsicherheit der 
Schätzungen mit berücksichtigt. Beispiels-
weise verringerte sich die Müttersterblich-
keit in Nigeria zwischen 1990 und 2015 um 
schätzungsweise 40 Prozent. Allerdings lag 

das Unsicherheitsintervall für diese Zahl 
bei minus fünf bis 56,3 Prozent, so dass es 
auch sein kann, dass überhaupt keine Ver-
ringerung vorlag. Die Autoren schätzten 
die Wahrscheinlichkeit dafür auf rund zehn 
Prozent und stuften Nigeria in die Gruppe 
ein, die keinen Fortschritt machte.

Mehrere Strategien haben sich als 
erfolgreich für die Reduzierung der Müt-
tersterblichkeit erwiesen. Sie reichen von 
Verbesserungen der Gesundheitssysteme 
bis zum Abbau gesellschaftlicher und struk-
tureller Hürden. Die Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO) hat Strategien zur Been-
digung vermeidbarer Müttersterblichkeit 
(“Strategies towards ending preventable 
maternal mortality”) veröffentlicht, die auf 
der Erfahrung der Länder beruhen, die ihre 
MMR erfolgreich reduziert haben. Diese zie-
len auf fünf Bereiche ab:

●● Den Abbau von Ungleichheiten beim 
Zugang zu – und der Qualität von – sexueller, 
reproduktiver, Mütter- und Neugeborenenge-
sundheit.

●● Flächendeckende Gesundheitsversor-
gung für eine umfassende sexuelle, reproduk-
tive, Mütter- und Neugeborenengesundheit.

●● Die Berücksichtigung aller Ursachen 
von Müttersterblichkeit sowie von Krank-
heiten und Behinderungen im Zusammen-
hang mit Schwanger- und Mutterschaft.

●● Die Stärkung von Gesundheitssyste-
men, um auf die Bedürfnisse von Frauen und 
Mädchen einzugehen.

●● Die Einführung von Rechenschafts-
pflichten, um die Qualität und Gleichheit der 
Versorgung sicherzustellen.

Um das SDG-Ziel einer MMR von un-
ter 70 pro 100 000 Lebendgeburten bis 2030 
zu erreichen, muss die weltweite MMR jedes 
Jahr um 7,5 Prozent reduziert werden. Das 
ist mehr als das Dreifache der jährlichen 
Rate zwischen 1990 und 2015. Laut den 
Autoren ist das Ziel – mit erhöhten Anstren-
gungen – aber durchaus erreichbar.

Links

WHO et al., 2015: 

Trends in Maternal Mortality: 1990 to 2015.

http://apps.who.int/iris/

bitstream/10665/194254/1/9789241565141_

eng.pdf?ua=1

WHO, 2015: Strategies towards ending 

preventable maternal mortality.

http://who.int/reproductivehealth/topics/

maternal_perinatal/epmm/en/

Schwangerschaftsvorsorge kann Leben retten: Ultraschalluntersuchung  

in einem Krankenhaus in Vietnam. 
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In die allerärmsten Kinder investieren

Unicef plädiert dafür, in das Überleben und 
die Gesundheit der ärmsten Kinder mit den 
wenigsten Chancen zu investieren. Dies sei 
sogar kosteneffektiver, als nicht-arme Kinder 
zu unterstützen. Das UN-Kinderhilfswerk 
belegt diese Aussage in einer Studie mit 
zahlreichen Länderbeispielen. 

Von Sabine Balk

2010 stellte Unicef zum ersten Mal die Be-
hauptung auf, dass Investitionen in die 
ärmsten Kinder kosteneffektiver seien als 
Investitionen in andere Bevölkerungsgrup-
pen. Die Kosten, um die Ärmsten zu errei-
chen, seien zwar höher als die Kosten, um 
Nicht-Arme zu erreichen. Die Zusatzkosten 

würden aber durch bessere Ergebnisse aus-
geglichen. Aktuell legt die Hilfsorganisa-
tion neue Zahlen vor, die ihre Behauptung 
stützen. Die neue Studie, geführt über den 
Zeitraum von 2003 bis 2016, belegt, dass mit 
derselben Geldsumme fast doppelt so viele 
Leben der Ärmsten gerettet werden können 
wie Leben von Nicht-Armen. Dabei geht es 
vor allem um Investitionen in wirksame Ge-
sundheits- und Ernährungsprogramme.

Laut Unicef ist es eine große Unge-
rechtigkeit, dass fast doppelt so viele arme 

Kinder ihren fünften Geburtstag nicht er-
leben wie Kinder in besseren Umständen. 
Besonders tragisch findet die Hilfsorgani-
sation, dass die große Mehrheit der Kinder 
unnötigerweise sterben muss. Die meisten 
Todesfälle könnten durch praktische und 
kostengünstige Maßnahmen verhindert 
werden. Beispiele sind:

●● Moskitonetze zur Verhinderung von 
Malaria, 

●● orale Rehydratationssalze zur Be-
handlung von Durchfallerkrankungen,

●● frühe Impfungen gegen vermeidbare 
Krankheiten,

●● lokale Gesundheitsdienste von kun-
digem Personal, das bei Geburtskomplikati-
onen eingreifen kann,

●● Stillen der Babys in ihren ersten sechs 
Lebensmonaten und

●● dass Eltern kranke Kleinkinder zum 
Arzt bringen. 

Auch wenn die meisten Erfolge bei 
armen Bevölkerungsgruppen zu erreichen 
seien, erreichten diese die Maßnahmen 
in vielen Ländern nicht, bedauert Unicef. 
Wenn die Bemühungen in jetziger Form 
weitergingen, ohne die Ärmsten in beson-
derer Weise zu berücksichtigen, würden bis 
2030 weiter fast 70 Millionen Neugeborene 

und Kleinkinder an vermeidbaren Gründen 
sterben, warnt Unicef. Deshalb bestehe hier 
besonderer Handlungsbedarf.

Der Zugang zu Gesundheits- und  
Ernährungsprogrammen innerhalb armer 
Bevölkerungsgruppen habe sich in den ver-
gangenen Jahren schnell verbessert, was zu 
essenzieller Reduzierung der Ungleichheit 
geführt habe. Dabei sei die Sterblichkeit der 
unter fünfjährigen armen Kinder im Unter-
suchungszeitraum dreimal schneller redu-
ziert worden als bei nicht-armen Kindern. 

Weil die Geburtenrate bei den Armen 
höher als bei Nicht-Armen sei, wirke sich 
die Reduzierung der Sterberate von Klein-
kindern von Armen besonders hoch aus: 
4,2 mehr gerettete Leben pro einer Million 
Menschen als bei Nicht-Armen. Von den 1,1 
Millionen geretteten Leben, die in 51 Län-
dern in einem Untersuchungsjahr gezählt 
wurden, waren fast 85 Prozent arme Kinder. 

Ein intensiver Fokus auf Maßnah-
men und Investitionen zur Verringerung 
der Ungleichheit könne Ländern helfen, die 
Ziele der Sustainable Development Goals 
zur Verringerung der Neugeborenen- und 
Kindersterblichkeit zu erreichen (SDG 3.2), 
meint Unicef. Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Kinderüberlebensraten, die auf 
die Überwindung der Ungleichheit abzie-
len, könnten auch dazu beitragen, den über 
Generationen vererbten Teufelskreis der 
Armut zu überwinden. Wenn Kinder ge-
sund sind, können sie besser in der Schule 
lernen und haben als Erwachsene bessere 
Verdienstmöglichkeiten.

Länder können Unicef zufolge kon-
kret folgende Maßnahmen ergreifen, um 
Ungleichheit zu verringern:

●● Identifizierung der ärmsten Kinder 
und Gemeinschaften,

●● Investieren in günstige, aber erwiese-
nermaßen wirksame Interventionen,

●● Stärkung der Gesundheitssysteme,
●● Anstrengungen verstärken, um an 

diejenigen, die am schwersten zu erreichen 
sind, heranzukommen und 

●● Ergebnisse für gesellschaftliche 
Gleichstellung überprüfen.

Link

UNICEF, 2017: Narrowing the gaps: The power 

of investing in the poorest children.

https://www.unicef.org/publications/files/

UNICEF_The_power_of_investing_in_the_

poorest_children.pdf

Einfache Maßnahmen wie die Verwendung von Moskitonetzen können Kinderleben retten. 
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